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In den letzten Jahren hat sich die Situation bezüglich Nutzung und Eingriffen in das – 
oberflächennahe – Grundwasser auf Grund technischer Erkenntnisse und technischen 
Fortschritts wesentlich geändert. Dadurch ergeben sich für die Verwaltungspraxis 
neue, zu beachtende Aspekte. 

Die restriktive Handhabung in Deutschland führt bisher dazu, dass nur wenige Anlagen 
mit höheren Temperaturen in Betrieb sind, was folgende Graphik zeigt:

Abbildung 1: Gegenüberstellung der Temperaturamplituden bei oberflächennahen geothermischen 
Anlagen aus rechtlichen Vorgaben, technischen Regeln und bekannter Literatur.

Wenn man die Anzahl der in den letzten 25 Jahren in Betrieb genommen 400.000 An-
lagen auf 42 Millionen Haushalte bezieht, zeigt dies, dass die damit befassten Behörden 
wenig bis keine Genehmigungspraxis haben. Letztendlich ist damit auch gezeigt, wie 
wichtig es ist, die (rechtliche) Basis für die Praxis, insbesondere für die  „geothermische 
Versorgung in Ballungsräumen“ vor dem Hintergrund der Rechtsentwicklung und der 
neuesten wissenschaftlich – technischen Erkenntnisse darzustellen.
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Die Beschreibung der rechtlichen Aspekte richtet sich daher vornehmlich an die 
betroffenen Fachbehörden in Bund, Ländern und Kommunen, die zuständigen 
Landesplanungsbehörden und die sonstigen Fachämter. 

So weit im Folgenden von oberflächennahen Wärmespeichern gesprochen wird, sind, 
sofern nichts anderes vermerkt ist, geschlossene Systeme bis zu einer Tiefe von  
100 Metern (übliche Grenze bei Einzelmaßnahmen, vorwiegend aus Kostengründen), 
aber auch bis 400 Metern gemeint, da, wie ausgeführt wird, der Eingriff in das Grund-
wasser bzw. in die Erdschichten zugunsten anderen Schutzgüter zumindest vertretbar 
ist. 



10
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Das „Oberstes Ziel“ des Klimaschutzes ist die CO2-Vermeidung. Bei der Wärmeenergie
erzeugung werden jedoch wesentliche Mengen an CO2 ausgestoßen. Ein Möglichkeit 
der Vermeidung ist die oberflächennahe Wärmegewinnung und -speicherung: „Mit 
moderner Wärmepumpentechnologie und vergleichsweise preiswertem Anlagen
betrieb liefern sie inzwischen einen wichtigen Beitrag zur Schonung fossiler Energie-
quellen und zur Verminderung des CO2-Ausstoßes.“1 Doch werden dadurch Grund-
wasserbelange zumindest berührt.

Bisher galt der Grundsatz, ohne dass dies weiter vor dem Hintergrund neuerer Ent-
wicklungen hinterfragt wurde: „Dem Schutz des Grundwassers ist Vorrang vor der 
Erdwärmenutzung einzuräumen.“2 Der zitierte Leitfaden ist beispielhaft für die Dis-
kussion. Er kommt nicht etwa nach entsprechender Abwägung der einzelnen Belange 
und des Einflusses auf verschiedene Rechtsgüter zu dieser These, sondern stellt diese 
voran (und er bezieht sich, entgegen dem Titel „in Einzugsgebieten von Trinkwasser-
gewinnungsanlagen“ nicht nur auf diese besonderen Bereiche).

Die Darlegung der neuen rechtlichen Aspekte zeigt hier auf, dass auf Grund neuerer 
wissenschaftlicher Erkenntnisse, technischer Ausgereiftheit3 der Erschließungstechnik 
und notwendiger Maßnahmen für den Klimaschutz  ein Vorrang für den Klimaschutz ge-
genüber dem Grundwasserschutz besteht. Dies gilt erst Recht, wenn durch die Nutzung, 
etwa auf Grund hoher Arbeitszahlen im Wärmepumpenbereich, ein wesentlicher Bei-
trag zum Ressourcenschutz geleistet wird. Zu berücksichtigen sind bei der Verwaltungs-
entscheidung auch die Erkenntnisse dazu, dass durch die Nutzung des Grundwassers 
als Wärmespeicher Verbesserungen in dessen Qualität eintreten können, insbesondere 
wenn ein Wärmemanagementsystem für die Nutzung des geologischen Untergrundes 
eingerichtet wird. Schon jetzt sind die Behörden daher gezwungen, grundsätzlich der 
Nutzung einzelner Antragsteller zur oberflächennahen Wärmenutzung und Wärme
speicherung in geschlossenen Systemen zuzustimmen. Dazu ist es aber notwendig, 
dass die wissenschaftlichen Erkenntnisse, die noch lückenhaft sind, schnellstmöglich 
systematisiert zur Verfügung stehen. Zumindest dann wäre das Ermessen der Behörde, 
soweit man dieses überhaupt noch annimmt, stark reduziert.4

Auf Grund der Feststellungen zum gebundenen Verwaltungshandeln wird im Gut-

1	 „Leitfaden zur Nutzung von Erdwärme mit Grundwasserwärmepumpen“  Land  Baden-Württemberg, 2009
2	 z.B. Leitfaden DVGW vom 23.07.2013, Seite 2 und 5
3	 Grimm u.a.  2014 zu „Schadensfallanalyse von Erdwärmesondenbohrungen in Baden-Württemberg“
4	 z.B. auch Technisch-rechtliche Fragestellungen bei Anlagen der Oberflächennahen Geothermie, Katzenbach, Wagner, 

Technische Universität Darmstadt, 2012, S. 52;  Katzenbach, Wagner: Technisch-rechtliche Fragestellungen bei Anlagen der 
Oberflächennahen Geothermie (ZfBR-Beil. 2012, 43)
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achten weiter aufgezeigt, dass eine Pflicht für die Aufstellung von Regionalplänen be-
steht, die die wesentlichen Vorrang- bzw. Vorhabengebiete für die oberflächennahe 
Wärmegewinnung, -speicherung und auch -kühlung gerade in den Großstadtgebieten 
ausweisen muss. Nur dann wird der verfassungsrechtlichen Pflicht nach Artikel 20 a 
Grundgesetz genüge getan.

I.	 Verwaltungspraxis und Gesetzesvollzug

Der jetzige Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und der Landesgesetze 
­behindert die Verbreitung der oberflächennahen Wärmenutzung und die 
Wärme- und Kältespeicherung

1.	 Die Erkenntnisse aus Wissenschaft und Forschung lassen schon jetzt die 
grundsätzliche uneingeschränkte flächendeckende Wärmegewinnung 
und Wärmespeicherung unter Nutzung des Grundwassers (nicht des 
Trinkwassers) und sonstiger Gesteinsschichten einschließlich des darin 
enthaltenen Porenwassers zu.

2.	 In der Abwägung, falls überhaupt noch Ermessen auszuüben ist, sind Klima- 
und Ressourcenschutz dem Grundwasserschutz gegenüberzustellen.

3.	 Dem Klimaschutz kommt eine immer höhere Bedeutung zu. Somit ist 
in der Regel dem Klimaschutz der Vorrang einzuräumen, da die bis-
her vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse zeigen, dass keine  
wesentlichen Beeinträchtigungen bei der Erschließung und im Betrieb 
zu erwarten sind.

4.	 Daher bedarf es bei den skizzierten Nutzungen keines spezifischen 
Nachweises für den Ausschluss der Beeinträchtigung des Grundwassers 
und des Bodens durch den Antragsteller. Vielmehr hat die zuständige 
Behörde besondere Verhältnisse entgegenzuhalten und entsprechende 
Nachweise dafür vorzulegen, wenn sie die Nutzung untersagen oder 
wesentlich einschränken will. 

5.	 Wie nicht nur die bergrechtliche Genehmigungspraxis zeigt, ist auch 
der Ressourcenschutz zu berücksichtigen. Er kann sich – besonders in 
Kombination mit dem Schutzgut Klima – bei der Ermessensabwägung 
zu einer Pflicht zur Genehmigung des Nutzungsrechts verdichten, wenn 
erkennbar wesentliche Ressourcen wie Öl, Gas und andere nicht regene-
rative Energiequellen verbraucht würden. Für die Erschließung von ober
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flächennaher Wärmegewinnung und -speicherung ist dies schon jetzt auf 
Grund der wissenschaftlichen Erkenntnisse grundsätzlich anzunehmen. 

6.	 Weiterhin sind die Erkenntnisse über die Verbesserung des Grund
wassers und bodennaher Schichten durch die Nutzung verstärkend 
­zugunsten der grundsätzlichen Nutzung für die Wärmegewinnung und 
-speicherung einzubeziehen.

7.	 Die Nichtberücksichtigung der vorgenannten hohen Schutzgüter und 
wissenschaftlichen Erkenntnisse bei der Beurteilung von Anträgen zur 
Nutzung der oberflächennahen Schichten und des Grundwassers stellt 
einen Ermessensfehlgebrauch dar, der zur Rechtswidrigkeit des Verwal-
tungsakts führt.

II.	 Regionalplanung und sonstiges Fachplanungsrecht

1.	 Im Sinne eines hochrangigen Klimaschutzes ist für die geothermische 
Nutzung oberflächennaher Grundwasserleiter sowohl zur Wärme
gewinnung als auch zur Wärmespeicherung in geschlossenen Systemen 
eine Ausweisung von Vorranggebieten zumindest von Vorbehalts
gebieten besonders in Gebieten mit hohem konzentrierten Wärme
bedarf, also insbesondere Großstädten, erforderlich.

2.	 Angesichts der Notwendigkeit, die Klimaschutzziele in den beschlossenen 
Zeiträumen auch gemäß internationaler Abkommen Deutschlands zu 
erreichen, verdichtet sich die Möglichkeit der zur Regional- und damit 
einhergehenden sonstigen Planung (wie der Landesentwicklungs
planung) berufenen Beteiligten, insbesondere der Raumordnungs
behörden zu einer Pflicht zur Aufstellung.

3.	 Folge ist, dass in kürzest möglicher Zeit zumindest ohne größeren Auf-
wand erkennbar nutzbare Gebiete als Vorrang-/ Vorbehaltsgebiete aus-
gewiesen werden müssen.

4.	 Die Ausweisung hätte die allgemeinen Vorteile einer übergeordneten 
Planung (wie sonst auch in der Regionalplanung), weil wesentlich bessere 
Fachkompetenz auf wissenschaftlichem Niveau die Ausweisung beglei-
ten, die in der Einzelfallentscheidung kaum heranziehbar ist.

5.	 Die großflächige Ausweisung muss auch vorsehen, dass ein Wärme-/ 
Kühlungsmanagementsystem in der jeweiligen Region eingerichtet wird, 
welches die Einzelanlagen in einem die Effizienz erhöhenden Steuerungs
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system erfasst. Die Steuerung ist durch die für die Daseinsvorsorge ver-
antwortlichen Institutionen, in der Regel, auf Grund des Selbstverwal-
tungsrechts der Gemeinden, durch deren Stadtwerke durchzuführen. 

III.	 Verfassungsrecht

1.	 Die verfassungsrechtliche Grundlage für eine vorrangige Berücksich
tigung des Klimaschutzes in der Abwägung mit anderen Schutzgütern 
bei der Genehmigung von Eingriffen zur Nutzung oberflächennahen 
Grundwassers und oberflächennaher Gesteinsschichten findet sich in 
Art. 20 a des Grundgesetzes und verschiedener anderer verfassungs-
rechtlicher Grundlagen auch der Länder.

2.	 Bei der Abwägung ist auch der Ressourcenschutz als Schutzgut zu be-
rücksichtigen. 

3.	 Da Art 20 a GG die künftigen Generationen einbezieht, muss der 
Schutz so gestaltet sein, dass er Verbesserungen anstrebt, die die 
jetzige Lage so verbessert, dass auch unvorhergesehene Ereignisse 
nicht dazu führen, dass die Umwelt doch über das jetzige Maß hi-
naus nachhaltig verschlechtert wird. Insoweit ist z.B. angesichts der 
Klima­erwärmung, die schon jetzt das allgemein zulässige Maß zu 
überschreiten droht, aktives Handeln erforderlich. Eine vorausschauen-
de Regionalplanung zugunsten von ressourcen- und klimaschutz
wirkender oberflächennaher Boden- und Grundwassernutzung für 
Wärmegewinnung und -speicherung und Kühlung vor dem Hinter-
grund der Möglichkeiten von Wissenschaft und Technik ist daher 
aus dem Grundgesetz direkt ableitbar und verpflichtet Verwaltung, 
­Gesetzgebung und Rechtsprechung.
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IV.	 Vorgehen und Gesetzesanwendung beispielhaft  
für andere Regionen der Welt

1.	 Diese vorausschauende Ausweisung wird beispielhaft für andere Regionen 
der Welt sein, weil Inhalte und Vorgehen zum Schutze von Umwelt ein-
schließlich Klima und Grundwasser standardisiert und auch dort anwend-
bar werden, wo keine entsprechende Verwaltungspraxis gegeben ist.

2.	 Die energetisch noch wenig entwickelten Gebiete werden von der 
­relativ einfachen Erschließung der dezentralen Wärmegewinnung und 
-speicherung profitieren, ohne dass dies mit der Beeinträchtigungen 
der Umwelt und hier insbesondere des Grundwassers verbunden ist, 
was sonst in der Vergangenheit bei Erschließung neuer Techniken in 
diesen Regionen oft verbunden war.

3.	 Dieses Vorgehen entspricht auch den Beschlüssen der UN-Siedlungs
konferenz Habitat III, wonach Städte gegenüber nationalen Regierungen 
gestärkt werden.   
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3  Klima-, energie-, umwelt-  
und gesellschaftspolitischer  
Rahmen dieser Untersuchung
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3	 Klima-, energie-, umwelt- und gesellschaftspolitischer  
Rahmen dieser Untersuchung5 

Allgemeiner gesellschaftlicher Konsens ist, dass ein schneller Umbau der Energie
versorgungssysteme zur Verminderung des global rasch fortschreitenden Klimawandels 
mit seinen mannigfaltigen negativen Konsequenzen für die Natur und Menschheit unum-
gänglich ist (z.B. COP216).  Neben dem elektrischen Stromsektor (ca. 39% der deutschen 
jährlichen Primärenergienutzung) und dem Mobilitätssektor (ca. 26% der deutschen jähr-
lichen Primärenergienutzung) spielt dabei der Wärmesektor bei der nationalen Energie
systemtransformation mit ca. 35% des jährlichen Primärenergiebedarfs eine entscheidende 
Rolle7. Der Anteil der erneuerbaren Energien im Wärmesektor lag aber 2017 lediglich bei 
12,9% und das Ziel von 20% in 2020 wird voraussichtlich erreicht.  

Deshalb besteht bei der nationalen Energiesystemtransformation auch Einigkeit, dass 
diese nur gelingen kann, wenn der Wärmesektor frühzeitig in den Transformations
prozess einbezogen wird und die genannten Sektoren wesentlich untereinander koppel
bar werden. In Kombination mit unterschiedlichen Speichersystemen (bezüglich unter-
schiedlicher Energieformen- und -dichten je nach Zeitraum), soll so den Fluktuationen, 
die für eine Reihe von erneuerbaren Energieversorgungssystemen charakteristisch sind, 
auf der Angebots- und Bedarfsseite begegnet werden. Unter anderem aus diesem 
Grund wird von der Mehrzahl der bisherigen Konzepte zur nationalen Wärmesystem-
transformation eine auf elektrischen Strom basierte Wärmeversorgung favorisiert. 

So kommt die Studie „Energiesystem Deutschland 2050“ des Fraunhofer Instituts 
für Solare Energiesysteme zu dem Schluss, dass eine Absenkung der CO2-Emissionen 
um mehr als 85% nur durch eine signifikante Reduktion des Energieverbrauchs als 
auch einem weiteren massiven Ausbau an FEE zu erzielen ist, wobei der Ersatz fossiler 
Energieträger durch synthetische Brennstoffe aufgrund der Verluste bei diesen Wand-
lungsketten (z.B. Sabatier-Verfahren) einen überproportionalen Ausbau an EE bedeuten. 
Für die Geothermie erscheinen daher folgende Schlussfolgerungen der Studie von 
entscheidender Bedeutung:8

5	 Dieses Kapitel wurde in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Andreas Dahmke, Universität Kiel, Angewandte Geowissenschaften 
– Aquatische Geochemie und Hydrogeologie verfasst, Stand 2018; vgl. im Weiteren auch: Görke ua. Auswirkungen der 
Nutzung des geologischen Untergrundes als thermischer, elektrischer oder stofflicher Speicher –Dimensionierung, Risiko-
analysen und Auswirkungsprognosen, 2017

6	 Adoption of the Paris Agreement, UNFCCC COP21. United Nations Office at Geneva. S. 31. 12. Dezember 2015
7	 Hoffmann,u.a., Geschäftsmodell Energiewende, 2. Auflage, Kassel 2015, S. 10.
8	 Henning, Palzer, Energiesystem Deutschland 2050, Fraunhofer Institut für Solare Energiesysteme ISE, Freiburg 2013, S. 5



Klima-, energie-, umwelt- und gesellschaftspolitischer Rahmen dieser Untersuchung  

19

»» 	„Fluktuierenden erneuerbaren Energiequellen (FEE) kommt eine zentrale Rolle in 
der zukünftigen Energieversorgung zu, […] Insbesondere die strombasierte Ver-
sorgung der Gebäude mit Niedertemperaturwärme für Raumheizung und Warm-
wasser wird eine wichtige Rolle spielen.“ 

»» „Ein moderater Ausbau von Wärmenetzen scheint sinnvoll. Diese Wärmenetze werden 
durch Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen unterschiedlicher Leistungsklasse mit Wärme 
versorgt. Große Wärmespeicher, die an diese Wärmenetze angeschlossen sind bewir-
ken, dass die Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen überwiegend stromgeführt betrieben 
werden können, um die Strombereitstellung sicherzustellen, wenn nicht ausreichend 
Wind- und Solarenergie verfügbar sind. Überschüsse der zeitgleich erzeugten Wärme 
können in großen Wärmespeichern effizient und kostengünstig gespeichert werden.“

»» Deswegen wird gerade im Wärmemarkt eine „signifikante Verschiebung bei den 
Techniken zur Wärmebereitstellung“ notwendig und „elektrisch angetriebene 
Wärmepumpen gewinnen eine dominante Position und auch die installierte Leis-
tung von Solarthermie-Anlagen nimmt deutlich zu.“

Aufgrund des hohen Energiebedarfs des Wärmesektors, der in urbanen Ballungs
räumen auch noch beträchtliche Kühlleistungen umfasst, kann also bereits heute 
abgeschätzt werden, dass die Verwendung des fluktuierend anfallenden Überschuss-
stroms z.B. in Starkwindphasen selbst bei einem vollständigen Umbau des Stromsektors in 
Richtung regenerativer Energiequellen allein bei weitem nicht ausreichend sein wird, 
um die bisherigen Energieträger wie Kohle, Erdgas oder Erdöl ausreichend zu ersetzen. 
Erst mittels eines weiteren massiven Ausbaus, insbesondere von Windkraftanlagen, 
die in Zeiten mit hohem Heizbedarf am effektivsten Energie regenerativ zur Verfügung 
stellen können, ist deshalb eine hinreichende Versorgung des Mobilitätsektors und 
insbesondere des Wärmesektors mit elektrischem Strom darstellbar. 

Zweifel sind jedoch angebracht, ob eine weitere Ausweisung von Eignungsflächen von 
Windkraftanlagen gesellschaftlich durchsetzbar und auch unter Gesichtspunkten des 
regionalen und lokalen Umweltschutzes sachgerecht ist.9 Jüngste Erfahrungen z.B. in 
Schleswig-Holstein zeigen, dass bereits eine Ausweisung von 2% der Landesfläche 
auf erhebliche Akzeptanzprobleme stößt und die negativen, meist lokalen Umwelt
auswirkungen von Windkraftanlagen auch nicht vernachlässigt werden dürfen. 

9	 Vgl. hierzu Bundesamt für Naturschutz, Erneuerbare Energien Report, Bonn – Bad Godesberg,  
Februar 2019, Zif. 2.2.2 (S. 12)



Klima-, energie-, umwelt- und gesellschaftspolitischer Rahmen dieser Untersuchung  

20

Um unvermeidbare Maßnahmen zum globalen Klimaschutz und regionale bzw. lokale 
Umweltschutzinteressen konkordant zu gestalten, besteht daher gerade auf dem 
Wärmesektor bereits kurzfristig ein großer Bedarf, alternative Konzepte zu ent
wickeln und zu testen. Naturgemäß sind die Konzepte sehr stark abhängig von den 
infrastrukturellen und wirtschaftlichen Rand- und Rahmenbedingungen am jeweiligen 
Standort. Generell kann jedoch gesagt werden, dass ein Wechsel der Energieformen, 
z.B. Nutzung von Strom zur Wärmeerzeugung („power to heat“) oder gar Strom zur 
Generierung chemisch gespeicherter Energie (z.B. CH4), die dann allein zur Wärme
erzeugung verwendet wird, („power to gas“) energetisch ungünstig sind und daher 
auch zu einem weiteren überproportionalen Ausbau z.B. regenerativer Energiesysteme 
mit ihren jeweiligen Umweltauswirkungen führen.

Für den Wärmesektor bedeutet dies, dass prinzipiell regenerative Wärme-Wärme-
Systeme (z.B. auf Basis der Solarthermie oder Geothermie) den höchsten Wirkungs-
grad und bei sachgerechter Anwendung die geringsten negativen Umweltauswirkungen 
besitzen. Allerdings ist die eigentlich hohe Versorgungskapazität der Solarthermie 
derzeit stark durch Verfügbarkeit effektiver und effizienter saisonaler Wärmespeicher 
limitiert. Bzgl. der geothermischen Versorgungspotenziale ist festzustellen, dass eine 
gute und wirtschaftliche Verfügbarkeit geothermischer Energie auf einem zum Heizen 
geeigneten Temperaturniveau derzeit nur in wenigen Regionen wie z.B. München 
und Umgebung gegeben ist. Erschwerend kommt hinzu, dass die Energieform „Wärme“ 
nur mit vergleichsweise großen Energieverlusten bzw. relativ hohem Aufwand zu 
transportieren und deshalb erst ab einer relativ hohen Abnehmerdichte wirtschaftlich 
rentabel ist. 

Aufgrund ihrer hohen Bevölkerungsdichte und dem damit verbundenen Wärme
bedarf besitzen Ballungszentren aber auch eine Schlüsselfunktion bei der nationalen 
und gegebenenfalls auch bei der globalen Energiesystemtransformation, da dort 
auf vergleichbar kleinem Raum und einer bereits stark vom Menschen veränderten 
Umwelt mehr oder minder umweltneutral hohe CO2-Einsparungen im Wärmesektor 
wirtschaftlich zu realisieren sind. Z.B. leben in den 79 deutschen Großstädten (mehr 
als 100.000 Einwohner) ca. 31,5% der Bevölkerung auf ca. 3,8% der Gesamtfläche 
Deutschlands, und insgesamt wohnen 74,6 % in städtischen Strukturen. Die beson-
dere Relevanz von Großstädten in diesem Kontext belegt auch die „70/70“- Strategie 
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Studie 10. Danach erbringt der Ausbau der Fernwärmeversorgung auf einen Anteil 
von 70% allein in den 70 einwohnerstärksten deutschen Städten eine Reduktion der 
CO2-Emission um ca. 21 bis 30 Mio. t CO2 pro Jahr und ermöglicht die notwendige 
Sektorenkopplung mit dem Strommarkt.

Schwerpunkt der bisherigen Maßnahmen zur energetischen Optimierung des Wärme-
bedarfs in Ballungszentren stellen bisher Baumaßnahmen, insbesondere die Wärme-
dämmung im Baubestand; allerdings offenbaren sich die Probleme der nachträglichen 
Wärmedämmung immer stärker. So wird die breite Nachrüstung von Außendämmungen 
nicht nur die Hausfassaden und das Stadtbild verändern und auch die Mietkosten 
bedeutend erhöhen, sondern sie können auch zu signifikanten Umweltproblemen, 
spätestens bei der Entsorgung des Dämmmaterials, führen. Allein aus diesem Grund 
stellt sich zunehmend die Frage, ob und gegebenenfalls wie Dämmmaßnahmen durch 
andere technologische Ansätze ergänzt und im Hinblick auf bezahlbares, umwelt
gerechtes und gesundes Wohnen bei hoher Klimaneutralität optimiert werden können. 

Darüber hinaus ist zu erwarten, dass der Bedarf an Wärme- und Kältelösungen in 
Städten sich durch den Klimawandel noch verstärken wird. Schon heute weisen urbane 
Ballungszentren eine um 1 – 2°C höhere Durchschnitttemperatur zu ihrem Umland 
auf, was als sogenannter  Städtischer-Wärmeinsel-Effekt bezeichnet wird.11 In Berlin 
betragen diese Unterschiede in Spitzen bis zu 14°C.12 Eine Vergrößerung dieser Differenz 
wird vor allem in höheren Breitengraden erwartet, sodass weitere Anstiege um mehr 
als 4°C nicht auszuschließen sind. Aufgrund der erhöhten Temperaturschwankungen 
können diese in Spitzen noch deutlich höher liegen.13 Diese, zur allgemeinen Klima
erwärmung noch verstärkte Wärmeentwicklung mit seinen gesundheitlichen, sozialen 
und wirtschaftlichen Folgen für einen Großteil der Bevölkerung wird den Handlungs-
druck im urbanen Bereich für Wärmelösungen noch erhöhen.

10	 IER/IFAM „Die 70/70 Strategie“, AGFW 2015, S. 36
11	 Henning, Limberg, Veränderungen des oberflächennahen Temperaturfeldes von Berlin durch Klimawandel und Urbanisierung, 

in: Brandenburger geowissenschaftliche Beiträge Jhg. 19 (2012), S. 91
12	 Innenministerium Baden-Württemberg/Amt für Umweltschutz Stuttgart (Hrsg.): Klimafibel, Kap. 2.3 (www.staedtebauliche- 

klimafibel.de/kap_2/kap_23.html, zuletzt abgerufen: 15.02.2019)
13	 Vgl. Folgen des Klimawandels, klimafakten.de (https://www.klimafakten.de/branchenbericht/was-der-klimawandel-fuer- 

die-staedte-bedeutet, zuletzt aufgerufen 15.02.
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Dies macht deutlich, dass gerade städtische Räume zukünftig ein verstärktes Bedürfnis 
nach erneuerbaren Wärme- und Kältequellen haben werden. Daraus wird gefolgert, 
dass eine Befassung mit den Potentialen für eine Speicherung zur Wärmeversorgung 
in oberflächennahen Bereichen gerade im städtischen Bereich notwendig ist. Dabei 
sind für die folgende Untersuchung verschiedene Nutzungsalternativen zu betrachten, 
etwa:

»» Wärmeerschließung in mittleren und tiefen geologischen Schichten  zum Heizen 
und z.T. auch zum Kühlen, teilweise unter Einsatz von Wärmepumpen 

»» Nutzung des oberflächennahen, insbesondere wassererfüllten geologische Unter-
grunds als saisonale Wärmequelle (zum Kühlen/Heizen), 

»» evtl. Wärmepufferung zur Verbesserung des Stadtklimas, wenn entsprechende 
großflächige Wärmetauscher (z.B. in Fassaden oder auf Parkplatzflächen instal-
liert werden.

Weiter sind folgende Aspekte zu berücksichtigen:
»» Grundwasservorkommen sind im Vergleich mit Oberflächengewässern gegen-
über der Ansiedlung unerwünschter Fauna und Flora geschützt,

»» Wärmetransport kann gegebenenfalls ohne ein flächendeckendes Wärmenetz  im 
Aquiferspeicher erfolgen,

»» Grundwasservorkommen können in ein Wärmemanagement eingebunden werden,
»» Sektorenkopplung im Rahmen von überschüssigem Strom aus EEG-Anlagen. 

Weiter ist zu prüfen, ob die Argumente, die gegen die Geothermie teilweise geltend 
gemacht werden, rechtlich relevant sind, etwa:  

»» Geothermische Erschließung von Wasser in großen Tiefen angeblich techno
logisch nicht ausgereift, 

»» daher kaum kalkulierbar bzw. nicht wettbewerbsfähig, 
»» Fehlende gesellschaftliche Akzeptanz, etwa wegen seismischer Aktivitäten und 
Schäden an Häusern usw. (siehe Erdbeben im Rheingraben, Bodenhebungen in 
der Stadt Staufen, die die Innenstadt teilweise unbewohnbar machen),

»» auch gesetzliche und untergesetzlicher Regelungen beschränken Nutzung, 
»» Ablehnung jeder Wassernutzung ist weitgehend verbreitet („Zurück zur Natur“), 
da der Schutz von Arten und Fauna als wichtiger angesehen wird,

»» allgemeine Technikfeindlichkeit,
»» Ablehnung von Neuem.
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4	 Zu berücksichtigender Status Naturwissenschaft und Recht
4.1	 Naturwissenschaftliche Grundlagen, Stand  

von Wissenschaft und Technik

Die naturwissenschaftlichen Erkenntnisse und die dazu entwickelten Techniken in Bezug 
auf den Grundwasserschutz stellen sich vor dem Hintergrund der in den letzten Jahr-
zehnten entwickelten Ziele zum Umwelt- und Klimaschutz wie folgt dar:

4.1.1	 Potentielle Auswirkungen einer Wärmespeicherung  
im oberflächennahen Untergrund

Eine oberflächennahe Wärmespeicherung kann sich auf verschiedenen Wegen poten-
tiell auf das Grundwasser auswirken, da in der Wärmespeicherung ein physischer wie 
thermischer Eingriff in den Grundwasserhaushalt liegt.

Im Einzelnen können daraus insbesondere Veränderungen im hydraulischen Strömungs-
feld der Grundwasserstauer resultieren, oder auch Auswirkungen auf die hydro- und 
geochemischen Prozesse (z.T. auch in Verbindung mit in urbanen Gebieten häufig vor-
kommenden Altlasten) zeigen, sowie die mikrobiellen Zusammensetzung beeinflussen.14

4.1.2	 Vorhandene oder erwartete mittelbare Auswirkungen

Diese stellen sich wie folgt dar: 
»» In einzelnen deutschen Stadtgebieten sind Grundwassertemperaturen von bis zu 
25°C zu messen15, die auf den Wärmeeintrag der unterirdischen Infrastruktur und 
bzw. oder auf die in urbanen Gebieten stärker erwärmten Sickerwassers zurück-
zuführen sind. Mit diesen Werten werden die Temperaturgrenzwerte, die für die 
unterirdische oberflächennahe Wärmespeicherung gelten, deutlich überschritten, 
ohne dass die damit verbundenen Auswirkungen auf die Grundwasserkörper genauer 
erfasst werden. 

»» Zu untersuchen ist also, ob die Wärmespeicherung dort überhaupt zulässig und 
ob von diesem – erhöhten – Temperaturniveau auszugehen ist (relative und ab-
solute Grenzen). 

14	 Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015; Umweltbundesamt, 
Auswirkungen thermischer Veränderungen infolge der Nutzung oberflächennaher Geothermie auf die Beschaffenheit des 
Grundwassers und seiner Lebensgemeinschaften – Empfehlungen für eine umweltverträgliche Nutzung, S. 3f.

15	 Blum, Goldschneider, Göppert (Hrsg) ua Grundwasser - Mensch - Ökosysteme : 25. Tagung der Fachsektion Hydrogeologie 
in der DGGV 2016, Karlsruher Institut für Technologie (KIT)
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»» In Frage zu stellen ist auch, ob andere Technologien zur Bereitstellung von Energie 
zur Wärmeversorgung, die auch Gefährdungen für den Grundwasserschutz dar-
stellen, auf die Zulässigkeit der Speicherung Einfluss haben oder in die Abwägung 
einzubeziehen sind (z.B. die auf Mais basierende Biogasproduktion (u.a. Nitrat-
belastungen),die Braukohle- bzw. Steinkohleförderung im Tagebau (u.a. Ver
sauerung des Grundwassers)16, oder Atomkraftanlagen, im Betrieb und bei der 
Endlagerung der radioaktiven Abfälle) 

Gerade zum letzten Punkt der vergleichenden Betrachtung steht die Forschung erst 
am Anfang, so dass in der juristischen Betrachtung nur wenige Aspekte berücksichtigt 
werden können. 

4.1.3	 Zu berücksichtigende etwaige unmittelbare Auswirkungen 17

Bezüglich der unmittelbaren Auswirkungen von oberflächennahen Wärmespeichern 
mit einer großen Temperaturspreizung in Grundwasserleitern und anderen geologi-
schen Formationen wurden in den vergangenen Jahren zunehmend Untersuchungen 
durchgeführt.18 Dabei werden meist folgende Aspekte in erster Näherung getrennt 
betrachtet:19

a)	 Ausdehnung der Temperaturfelder(Volumina und Form der Wärmespeicher) im 
Untergrund

b)	 Beeinflussung der hydraulischen Verhältnisse (Strömung und konservativer 
Transport) durch Temperaturfelder

16	 Anton, Steinicke (Hrsg), Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina (2012): Bioenergie – Möglichkeiten und Grenzen, 
Halle (Saale); Bauer S, Beyer C, Dethlefsen F u.a. Impacts of the use of the geological subsurface for energy storage: an 
investigation concept. Environ Earth 2013

17	 Dieses Kapitel wurde in Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Andreas Dahmke, Universität Kiel, Angewandte Geowissenschaften 
– Aquatische Geochemie und Hydrogeologie verfasst, Stand 2018

18	 Görke u.a. Auswirkungen der Nutzung des geologischen Untergrundes als thermischer, elektrischer oder stofflicher Spei-
cher – Dimensionierung, Risikoanalysen und Auswirkungsprognosen, 2017; Jesußek et al. Naturwissenschaftliche Folgen 
der thermischen Grundwassernutzung – Implikationen für die Genehmigungspraxis, 2013;  Popp u.a. Untersuchung der 
Auswirkung unterirdischer Wärmespeicherung auf eine TCE-Grundwasserkontamination durch numerische Szenariensimu-
lationen, 2015; Popp et al. Temperature-dependent dissolution of residual non-aqueous phase liquids: model develop-
ment and verification 2016; Zuurbier et al, thermal energy storage; How multiple partially penetrating wells improve 
the freshwater recovery of coastal aquifer storage and recovery (ASR) systems: A field and modeling study in: Journal of 
Hydrology 2014; Jesußek, Köber, Grandel, Dahmke, Aquifer heat storage: sulphate reduction with acetate at increased 
temperatures, 2012;  Vienken, Händel u.a. Energiewende braucht Wärmewende – Chancen und Limitierungen der inten-
siven thermischen Nutzung des oberflächennahen Untergrundes in urba-nen Gebieten vor dem Hintergrund der aktuellen 
Energiedebatte in Deutschland, Berlin, Heidelberg 2015; Saito, Hamamoto u.a. Temperature change affected groundwater 
quality in a confined 
marine aquifer during long-term heating and cooling, 2016; Possemiers, Huysmans, Batelaan, Influence of Aquifer Thermal 
Energy Storage on groundwater quality: A review illustrated by seven case studies from Belgium, 2014; Huenges ua. Geo-
thermal energy systems: research perspective for domestic energy provision, 2016; Bödecker ua, Nutzungen im Untergrund 
vorsorgend steuern – für eine Raumordnung des Untergrundes, 2012

19	 S. u.a. Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015; Jesußek ua Impacts 
of subsurface heat storage on aquifer hydrogeochemistry, 2012
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c)	 Beeinflussung der geomechanischen Verhältnisse durch Temperaturfelder
d)	 Beeinflussung der biogeochemischen und hydro- bzw. geochemischen Verhält-

nisse durch Temperaturfelder
e)	 Beeinflussung der Organismenzusammensetzung im Grundwasser durch Tem-

peraturfelder

Die wesentlichen Ergebnisse dazu lassen sich wie folgt zusammenfassen:
»» Die dynamische, d.h. zeitlich und räumlich variable Ausdehnung der Temperatur
felder lässt sich sowohl für offene als auch geschlossene Wärmespeichersysteme 
mittels geeigneter numerischer Simulationsprogrammen gut prognostizieren, 
wenn Aufbau und Struktur des geologischen Untergrundes (also geologisches 
3-D-Modell mit entsprechender Parametrisierung) hinreichend gut bekannt sind. 
Allerdings ist dies noch nicht für alle Großstädte in hinreichendem Maße ge-
geben und limitiert momentan noch die breite Umsetzung einer signifikanten 
geothermischen Versorgung in Ballungszentren. Erste Ansätze zum Aufbau ent
sprechender geeigneter Datenbanken werden u.a. von Dethlefsen20 gegeben. 

»» Die Beeinflussung der hydraulischen Verhältnisse im geologischen Untergrund 
durch Temperaturfelder ergibt sich u.a. aus der Veränderung der physikali-
schen Eigenschaften des Grundwassers (u.a. Dichte und Viskosität). Die daraus 
resultierenden Effekte lassen sich prinzipiell gut und belastbar prognostizieren, 
wenn das geologische Strukturmodell einschließlich seine Parametrisierung hin-
reichend sind21. Bisherige Untersuchungen deuten darauf hin, dass die Effekte 
wie z.B. temperaturinduzierte Verlagerung von Abstromfahnen oder die Bildung 
von dichtegetriebener Konvektionszellen mit der vertikalen Durchmischung von 
Grundwässern vorhergesagt werden können. Allerdings besteht bei der Prognose 
von reaktiven Transportprozessen eine enge Rückkopplung zu den bio-, hydro- 
und geochemischen Prozessen, wofür es noch ein größeres Forschungspotenzial 
für standortspezifische Prognosen gibt. Entsprechendes gilt auch für das Prozess-
verständnis bzgl. des Partikeltransportes in Abhängigkeit von der Temperatur.

»» Die Beeinflussung der geomechanischen Eigenschaften in Temperaturfeldern 
ist derzeit Gegenstand intensiver Forschung. Bisherige Ergebnisse lassen darauf 

20	 Dethlefsen F, Ebert M, Dahmke A Geochemische Modellierung: Datenrecherche, -haltung, -validierung und Modell-
benchmarking. In: Dahmke A, Bauer S (Hrsg.) CO2-MoPa -Modellierung und Parametrisierung von CO2-Speicherung in 
tiefen, salinen Speichergesteinen für Dimensionierungs- und Risikoanalysen 2012

21	 Beyer C, Popp, S., Bauer S Simulation of temperature effects on groundwater flow, contaminant dissolution, transport and 
biodegradation due to shallow geothermal use. Environmental Earth Sciences 2016
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schließen, dass in wassererfüllten Sanden oder Kiesen Temperaturfelder von 10°C 
bis 90° C nur geringe bis vernachlässigbare Veränderungen im geomechanischen 
Verhalten bedingen. Bei der Veränderung von Temperaturfeldern in bindigen 
Sedimenten hingegen können Hebungen und Senkungen an der Oberfläche 
auftreten, deren Ausmaß stark von den geologischen Randbedingungen (u.a. 
geol. Struktur und Vorbelastung der Sedimente) abhängig ist. Erste numerische 
Abschätzungen für einfache geologische Strukturen kommen zu temperaturin-
duzierten, relativ großflächigen Senkungs- und Hebungsbeträgen von -1,5 bis  
+ 1.5 cm, was für die meisten Bauten im tolerierbaren Bereich liegt . Unabhängig  
davon bleiben gerade für eine Standortbewertung die geomechanischen Verände-
rungen von Lockersedimenten aufgrund großvolumiger instationärer Temperatur
felder und den sich daraus ergebenden Konsequenzen ein wichtiges Forschungsfeld, 
um das Konzept oberflächennaher unterirdischer Wärmespeichern entwickeln zu 
können.

»» Die Beeinflussung der biogeochemischen und hydro- bzw. geochemischen Ver-
hältnisse durch Temperaturfelder im oberflächennahen geologischen Untergrund 
ist aufgrund der Anzahl der möglichen und meist miteinander gekoppelten Pro-
zesse hochkomplex, kann jedoch durch eine Reihe von Untersuchungen22 für 
Aquifersedimente gut beschrieben werden. Für bindige Sedimente, die als Grund
wassergering- oder nichtleiter per Definition (z.B. DIN 4049) allenfalls geringe Anteile 
frei beweglichen Grundwassers besitzen und deren Porenwasser durch Wechsel
wirkungen mit der Festphase stärker gebunden ist, befinden sich noch am Anfang.

»» Die Untersuchungen von Aquifersedimenten zeigen, dass die Veränderungen in 
der hydrochemischen Zusammensetzung ab ca. 40°C für viele gelösten Kom-
ponenten signifikant werden, jedoch stellen die Veränderungen weder generell 
eine Verschlechterung oder Verbesserung der Grundqualität dar und sind zudem 
sehr stark selbst bei gleichem Sedimenttyp (z.B. quartäre Sanderablagerungen) 
standortspezifisch23. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen lassen wie folgt grob 
zusammenfassen:

	 Mit Erhöhung der Temperatur kann in vielen Aquifersedimenten eine temporäre 
Freisetzung von sogenanntem „dissolved organic carbon“ (DOC) beobachtet 
werden, das Reduktionsprozesse (u.a. Nitratreduktion, Sulfatreduktion aber auch 

22	 S.o. Fn 11 und Bonte, M. Impacts of shallow geothermal energy on groundwater quality 2013
23	 Lüders, T., The ecology of anaerobic degraders of BTEX hydrocarbons in aquifers, 2017
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Reduktion von Fe(III)Oxidhydraten) im Grundwasser auslöst oder verstärkt und 
mittelbar auch auf Sorptionsprozesse und die Lösungs- und Fällungsprozesse der 
Mineralphasen wirkt. Bei den gelösten Hauptkomponenten konnten Überschreitungen 
von Grundwassergrenzwerten bei den bisher durchgeführten Untersuchungen 
nicht festgestellt werden, vielmehr war für einzelne Komponenten, u.a. Nitrat, 
durch die Nitratreduktion zu N2 sogar eine „Verbesserung“ der Grundwasserqualität 
festzustellen. Dabei ist das Verhalten der Karbonatsysteme und der Silikatsysteme 
(insbesondere die leicht löslichen SiO2-Phasen) bei verschiedenen Temperaturen 
generell gut durch gemischte kinetische und thermodynamische Geleichgewicht- 
Ansätze zu prognostizieren, wenn die mineralogische Zusammensetzung der 
mineralischen und amorphen Festphasen hinreichend bekannt ist.

	 Etwas komplexer sind die Untersuchungsergebnisse bezüglich der Freisetzung 
von gelösten metallischen Spurenstoffen und Halbmetallen in die wässrige Phase. 
Bei Sorptions- oder Austauschreaktionen, die den Hauptprozess der Freisetzung 
und Festlegung dieser Komponenten ausmachen, führt eine Temperaturerhöhung 
i.d.R. zu einer bevorzugten Festlegung kationischer gelöster Komponenten und 
einer bevorzugten Freisetzung anionischer Komponenten, sodass wie bereits bei 
den gelösten Hauptkomponenten zwar insgesamt eine Veränderung der hydro-
chemischen Zusammensetzung aber eine generelle Bewertung im Hinblick auf 
eine Verbesserung oder Verschlechterung der Qualität in Abhängigkeit von der 
Temperatur nicht möglich ist, da Grenzwertüber und -unterschreitungen bezogen 
auf die Trinkwasserverordnung oder die Geringfügigkeitsschwellenwerte für das 
Grundwasser sehr komponentenabhängig und auch abhängig von den gewähl-
ten experimentellen Anordnungen waren24. Die Untersuchungen geologisch 
ähnlicher Sedimenttypen belegen auch, dass die Höhe der Freisetzung einzelner 
spezifischer Komponenten25 und an Standorten mit geringer Vorbelastungen 
und/oder stärkerer Bindung einzelner Komponenten in der Festphase bezogen 
auf die vorherrschende Grundwasserchemie zudem sehr standortspezifisch ist. 
Dies zeigte sich u.a. bei der mit steigender Temperatur erhöhten Freisetzung von 
As-Spezies in die wässrige Phase, die in der Literatur schon mehrfach beschrieben 
wurde und als ein potenzielles Problem bei der unterirdischen Wärmespeicherung 
gesehen wird26. So wurde an vier untersuchten Standorten der Asgel,total-Gering-
fügigkeitsschwellenwert bei steigender Temperatur (70°C) einmal stark, einmal 

24	 Lüders a.a.O.
25	 Lüders a.a.O.
26	 Lüders a.a.O.
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deutlich, aber auch zweimal nicht überschritten. Ein ähnliches Bild ergibt sich für 
die gelösten Ni-Konzentrationen mit der entscheidenden Ausnahme, dass die 
Grenzwerte gerade bei niedrigen Temperaturen in einigen Sedimenten aufgrund 
des kationischen Charakters der dominierenden Ni-Spezies stark übertroffen werden, 
während sie bei erhöhten Temperaturen unterhalb der genannten Grenzwerte 
liegen.

	 Bei der Bewertung der temperaturabhängigen Freisetzung von Spurenstoffen 
ist auch die Reversibilität der jeweiligen Reaktionen von entscheidender Be-
deutung. Die Untersuchungen dazu sind auch international noch am Anfang, 
neuere Arbeiten konnten zeigen, dass die Freisetzung von As-Spezies stark 
reversibel ist und so eine annähernd vollständige Festlegung der As-Spezies 
bei einer Temperaturabsenkung erfolgt. Nicht nur vor dem Hintergrund dieser 
Ergebnisse stellt sich daher die übergreifend die Frage, ob und wie die bisherigen 
Grenzwertfestlegungen für das Grundwasser in einem Temperaturbereich 
zwischen 10°-15° C  überhaupt aussagekräftig für höhere und/oder stark variierende 
Temperaturbereiche sein können. 

4.1.4	 Fazit und daraus abzuleitende rechtliche Fragestellungen  
aus naturwissenschaftlicher Sicht

Vor diesem Hintergrund ist zumindest auch eine rechtliche Diskussion notwendig, ob 
und inwieweit Klimaschutz und der strikte vorsorgenden Grundwasserschutz in Groß-
städten, die ca. 3% der Fläche Deutschlands ausmachen und deren Grundwasser-
qualität durch verschiedenste Einträge häufig vermindert ist, sinnvoll vereinbar sind. 
Insbesondere sind – zumindest aus Sicht der Naturwissenschaften – dabei folgende 
Fragen zu beantworten: 

a.)	Sind die aus dem Grundwasserschutz abgeleiteten Restriktionen gegenüber der 
oberflächennahen Wärmespeicherung rechtlich – noch – gerechtfertigt?

b.)	Inwieweit und gegebenenfalls wo besteht Nachbesserungsbedarf, um die neue 
zukunftsfähige Technologie mit dem historisch gewachsenen Rechtsrahmen 
fördern zu können?
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4.2	 Status Recht

Für den Untersuchungsgegenstand der oberflächennahen Wärmespeicherung gilt 
kein einheitliches Gesetz. Insgesamt ist festzustellen, dass es an einer systematischen 
Durchdringung der komplexen rechtlichen Grundlagen in den verschiedensten Gesetzen 
und vor dem Hintergrund der schon viel weitergehenden politischen Willensäußerungen 
zu Klimaschutz und Energiewende fehlt.27 Es bleibt in den verschiedenen Unter
suchungen meist nur beim Appell an den Gesetzgeber, gesetzgeberisch einzugrei-
fen.28 Ist das aber notwendig oder nur höchstens klarstellend wünschenswert, weil der 
Stand von Wissenschaft und Technik nur eine andere Verwaltungspraxis auf Grund 
bestehender rechtlicher Grundlagen erzwingt? 

Auf der einen Seite sind also die Regelungen zum Klimaschutz und im weiteren zum 
Umweltschutz und auf der anderen Seite die Regelungen zur oberflächennahen 
Nutzung des Grundwassers zu betrachten. vornehmlich das Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und die Wassergesetze der Länder. Dabei ist aber auch auf die Raumordnungs-
regelungen und das Bergrecht einzugehen.

4.2.1	 Klimaschutz

Allgemein ist schon festgestellt, dass es an einer einheitlichen Regelung bzw. an einem 
fest umrissenen Regelungskreis fehlt. Das erschwert in der Praxis der Verwaltung die 
Abwägung im Rahmen der Ermessensentscheidung. 

Das zu schützende Rechtsgut Klima ist allgemein in internationalen Verpflichtungen 
beschrieben, etwa in Hinsicht auf das Maß der Klimaerwärmung oder in verschiedenen 
– „nicht kodifizierten“ – Definitionen, etwa denen des Umweltbundesamtes. Klar ist 
aber, dass es Teil des in Art 20 a des Grundgesetzes erwähnten Umweltschutzes ist, zu 

27	 Beispielhaft: Sailer: Klimaschutzrecht und Umweltenergierecht – Zur Systematisierung beider Rechtsgebiete NVwZ 2011, 
718; Hähnlein, S. u.a. Oberflächennahe Geothermie – aktuelle rechtliche Situation in Deutschland, 2011 in: Grundwasser 
– Zeitschrift der Fachsektion Hydrogeologie; Umweltbundesamt, Penn-Bressel u.a., Umweltverträgliche Nutzung des 
Untergrundes und Ressourcenschonung Anforderungen an eine Raumordnung unter Tage und ein modernes Bergrecht, 
Dessau-Roßlau 2014

28	 Beispiel Fracking, nach ausgiebiger politischer Diskussion, in der immer wieder ein Verbotsgesetz gefordert wurde,  kam 
es hier dann sogar zum Gesetzespaket vom 24.06.2016 BT-Drucks. Wasserrecht 18/4713, 18/4949, 18/8916; Bergrecht: 
18/4714, 18/4952, 18/8907: Anstatt die Ableitung der Unzulässigkeit aus den wasser- und naturschutzrechtlichen 
Vorschriften durch die ausführende Verwaltung herleiten zu lassen, wurde ein Frackinggesetz beschlossen, dass einmal 
die entsprechenden Normen ändert, ein eigenes Gesetz für die die Haftung beinhaltet und eine neue Verordung für eine 
UVP-Prüfung eigens für „Fracking“ vorsieht. Es ist hier nicht der Platz darzustellen, dass das meiste sich schon aus den 
bestehenden Gesetzen hätte herleiten lassen. Dasselbe gilt für Themen der letzten Jahre wie E-Mobilitätsgesetz (steht 
jetzt neben dem StraßenverkehrG bzw. Straßenverkehrsordnung, obwohl Regelungen eigentlich dort hingehörten bzw. 
systematisch einzuordnen wären)
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dem Verwaltung, Gesetzgebung und Rechtsprechung verpflichtet sind. Unter diesen 
ist der Schutz des Klimas und der hier auch relevante Ressourcen-  und der Grundwasser
schutz zu subsumieren. 

In den zu betrachtenden Gesetzen, die hier nicht vollständig erfasst werden können, ist 
der Klimaschutz in den letzten Jahren teilweise sozusagen ergänzend aufgenommen 
worden. So ist bei der Bewirtschaftung der Gewässer, und damit auch des Grund
wassers, den möglichen Folgen des Klimawandels vorzubeugen, § 6 Abs. 1 Ziff 5. WHG, 
wobei „mögliche Verlagerungen nachteiliger Auswirkungen von einem Schutzgut 
auf ein anderes sowie die Erfordernisse des Klimaschutzes zu berücksichtigen“ sind,  
§ 6 Abs. 1 Satz 2 WHG. Nicht geklärt ist aber, welchen Anforderungen die Geneh-
migungsbehörde vorrangig zu entsprechen hat, da gerade im WHG grundsätzlich 
Gewässer in einem natürlichen oder naturnahen Zustand erhalten bleiben oder in 
diesen wieder zurückgeführt werden sollen. Daher ist hier die Frage zu beantworten, 
ob diesem Schutzumfang, welcher in den verschiedenen Novellierungen zur nach-
haltigen Gewässerbewirtschaftung29 noch gestärkt wurde, der Klimaschutz in Form 
der oberflächennahen Wärmespeicherung entgegengestellt und sogar Vorrang einge-
räumt werden kann, um eine schnelle Durchsetzung der oberflächennahen Wärme-
speicherung zu ermöglichen.  

4.2.2	 Grundwasserschutz
4.2.2.1	 Allgemein 

Eines der bestgeschütztesten Güter ist – bisher - das Grundwasser, nicht zuletzt auch 
durch die öffentliche Diskussion, weil mit diesem Gut fast immer der Trinkwasser-
schutz verbunden wird. Diese Haltung hat sogar noch an Bedeutung gewonnen, da 
viele davon überzeugt sind, dass zukünftig Kriege um Trinkwasser geführt werden, 
was aber durch – hier nicht näher zu betrachtende – Kooperationen und vor allem erst 
mal völkerrechtliche Regelungen verhindert werden soll.30

Grundwasser wird nach DIN 4049 definiert als „unterirdisches Wasser, das die Hohl-
räume der Erdrinde zusammenhängend ausfüllt und dessen Bewegung ausschließlich 
oder nahezu ausschließlich von der Schwerkraft und den durch die Bewegung selbst 

29	 BeckOK UmweltR/Hasche WHG § 6
30	 1995 warnte der Vizepräsident der Weltbank, Ismail Serageldin,in diesem Sinne, siehe Welt vom 26.07.2002, Regelungen 

dazu finden sich in: UN-Übereinkommen über das Recht der nichtschifffahrtlichen Nutzung internationaler Wasserläufe“ 
von 1997, über ein Abkommen zu grenzüberschreitenden Grundwasserleitern wird bei den Vereinten Nationen verhandelt; 
Putzier, Konrad, Der Krieg der Zukunft geht ums Wasser, N24 Digital Zeitung vom 30.07.2012.
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ausgelösten Reibungskräften bestimmt wird.“ Gemäß § 3 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) wird  Grundwasser beschrieben als „unterirdische Wasser in der Sättigungs-
zone, das in unmittelbarer Berührung mit dem Boden oder dem Untergrund steht“.31

4.2.2.2	 Regelungsdichte und Praxis

Will man hier also eingreifen oder auch nur Techniken umsetzen, die unter Umständen, 
auch weit unwahrscheinlich, eine Grundwasserbeeinträchtigung befürchten lassen, 
stehen eine umfängliche Regelungsdichte und nicht zuletzt die Genehmigungspraxis 
dagegen.

Die gesetzlichen und untergesetzlichen Grundlagen in Deutschland ergeben sich zu-
nächst aus folgender groben Übersicht: 

Verfassungsrecht Öffentliches Recht Zivilrecht

Bodenschutz

Grundgesetz Bundesberggesetz Bürgerliches Gesetzbuch

Verfassungen der Bundesländer Bodenschutzgesetz Rechtsprechung 
(z.B. BVerfGE 58, 300)

Lagerstättengesetz

Wasserschutz

Wasserhaushaltsgesetz

Wassergesetze der Länder

Grundwasserverordnung

Oberflächengewässerverordnung

Sonstiges

Europarecht (RL 96/92/EG)

Erneuerbare-Energien-Wärme-Ge-
setz

Umweltschadensgesetz

Bundesnaturschutzgesetz

Abgrabungsgesetz

Raumordnungsgesetz

Bauordnung der Länder

Abbildung 2: Rechtliche Regelungen zur oberflächennahen Geothermie in Deutschland

31	 S.a. die Grundwasserverordnung vom 9. 11. 2010 (BGBl. I S. 1513, mit der die Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. 12. 2006 zum Schutz des Grundwassers vor Verschmutzung und Verschlechterung (ABl. L 372 vom 
27.12.2006, S. 19; L 53 vom 22.2.2007, S. 30; L 139 vom 31.5.2007, S. 39) (Anh IV 1.7.1)  umgesetzt wurde.
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Daneben sind eine Vielzahl von DIN-Vorschriften und sonstigen Festlegungen und 
Erlassen zu beachten.

Als Beispiele sind u.a. anzuführen: LUA Merkblätter „Erdwärme“  Band 48, VDI Richt-
linien wie 4640 „Thermische Nutzung des Untergrundes“ Teil 1 + 2 Teil 1 + 2,  die 
DVGW Festlegungen zur Erkundung, Gewinnung und Bohrung DVGW W 115, zur 
Verwendung von Spülun+gszusätzen in Bohrspülungen bei Bohrarbeiten im Grund-
wasser DVGW W 116, Qualifikationskriterien für Bohr- und Brunnenbauunternehmen 
DVGW W 120, DIN 8074 Rohre aus Polyethylen (PE) PE 63, PE 80, PE 100, PE 100, 
PE-HD – Maße, Allgemeine G HD Allgemeine Güteanforderungen, DIN 4022.

4.2.2.3	 Betrachtete Wärmespeicherung und sonstiger Wärmeeintrag 

In der Verwaltungspraxis werden schon einige Wärmespeicherarten genehmigt, 
wenn auch zurückhaltend. Es handelt sich insbesondere um Behälter-, Erdbecken-, 
Erdsonden- und Aquiferwärmespeicher. Allen gemeinsam ist, dass die Speicherung 
unmittelbar unter der Erdoberfläche und höchstens bis zu 100 m unter Geländeober-
fläche erfolgt, egal ob in offenen oder geschlossenen Umgebungen. Hier relevant sind 
die beiden letzten Speicherarten. Aquiferwärmespeicher nutzen, ähnlich wie Erdsonden- 
Wärmespeicher natürlich vorkommende geologische Formationen. Gefährdungen des 
Grundwassers können bei der Erschließung (Bohrungen) und beim laufenden Betrieb 
entstehen. Fälle wie in der Stadt Staufen, bei der es bei der Bohrung zum Wasseraus-
tritt in Anhydridschichten kam, was dann zu wesentlichen Schäden an Gebäuden und 
Infrastruktur an der Oberfläche führte, sind dafür ein anschauliches und die Verwal-
tungspraxis stark beeinflussendes Beispiel32, auch wenn es hier um tiefengeothermi-
sche Erschließungen ging. 

Dabei zeigen der Fall in Staufen und ein ähnliche gelagerter Fall in Basel als Folge der 
mangelnden Verwaltungspraxis bestehendes Verwaltungsdefizit hinsichtlich geeigneter 
Planungen, Auflagen, Vorkehrungen und Überwachung.33

Ein häufiger Einwand, weshalb Erdwärmesonden in der gängigen Verwaltungspraxis 
erst ab einem Mindestabstand von 1000 Metern zu Trinkwasserförderstellen geneh-
migt werden, ist die Sorge vor einem möglichen Austritt von Wärmeträgerflüssigkeit 
aus der Sonde. Modellsimulationen im Rahmen der ANGUS+ Forschungsvorhabens 

32	 Preiss, Gregor, Stuttgarter Nachrichten vom  03.09.2009
33	 Erste Ansätze in: Grimm u.a., Schadensfallanalyse von Erdwärmesondenbohrungen in Baden-Württemberg, 2013
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indizieren jedoch, dass aufgrund chemischer oder biologischer Vorgänge bereits ein 
Abstand von 100 – 200 Metern zur Vorsorge ausreichend sein kann.34

Auch der häufig benannten Gefahr der veränderten Zusammensetzung des Grund-
wassers infolge seiner Erwärmung treten  Studienergebnisse entgegen. So sind bei 
Erwärmungen auf bis zu 25°C nur unwesentliche geochemische Veränderungen fest-
zustellen.35 Ähnliches stellte sich für die Schadstofffracht des Grundwassers von Trichlorethylen 
bei einer Erwärmung bis zu 35°C heraus.36 Aus dem Vorsorgegrundsatz werden je-
doch Temperaturanstiege um wenige Grad bereits als kritisch angesehen. 

Diese Erkenntnisse zeigen zumindest, dass eine willkürliche Festlegung des Vorsorge-
abstandes und der Temperaturerhöhungen auf fehlenden Informationen für die Be-
stimmung des Schadensausmaßes basieren, als auf einer wissenschaftlich fundierten 
Gefährdungsprognose.

4.2.2.4	 Raumordnungsrecht

Die Regelungen der Raumordnung haben wesentlichen Einfluss auf die Art und Weise der 
Nutzung des Raums über und unter der Erdoberfläche. Nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 S. 4 ROG sind 
die räumlichen Voraussetzungen für die vorsorgende Sicherung sowie für die geord-
nete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen Rohstoffen zu schaffen. 
Nach § 2 Abs. 2 Nr. 6 S. 8 ROG sind zudem die räumlichen Voraussetzungen für den 
Ausbau der erneuerbaren Energien, für eine sparsame Energienutzung sowie für 
den Erhalt und die Entwicklung natürlicher Senken für klimaschädliche Stoffe und 
für die Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen. Auch die Belange des Klimaschutzes 
spielen im Raumordnungsrecht somit eine Rolle und müssen berücksichtigt werden.

Bei den Festsetzungen handelt es sich um planerische Grundsätze nach § 3 Abs. 1 
Nr. 3 ROG, sodass sie nur eine eingeschränkte Bindungswirkung entfalten. Nach § 4 
Abs. 1 S. 1 ROG sind Grundsätze der Raumordnung lediglich zu berücksichtigen. Im 
Rahmen einer Ermessensabwägung können die Grundsätze der Raumordnung dann 
überwunden werden. 

34	 Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015
35	 Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015
36	 Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015
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Auch für die Raumordnung kommt es daher darauf an, dass die zu schützenden Güter 
Grundwasser und Klima in ihrer Wertigkeit gegeneinander vor dem Hintergrund des 
Stands von Wissenschaft und Technik abgewogen werden. 

Die Länder sind nach § 8 Abs. 1 ROG auch verpflichtet, raumordnend tätig zu werden.37 
Dabei darf sich die zuständige Verwaltungseinheit nicht auf ein Minimum politisch 
relevanter Einzelthemen beschränken, sondern muss „zusammenfassend“, „über
örtlich“ und „fachübergreifend“ handeln sowie die Aufgaben und Leitvorstellungen 
der Raumordnung berücksichtigen.38

Anders als bei den Raumordnungsplänen des Bundes können die Länder neben den Grund-
sätzen der Raumordnung auch Ziele der Raumordnung festlegen. Nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 
handelt es sich bei Zielen der Raumordnung um verbindliche Vorgaben, die nach § 4 
Abs. 1 S. 1 ROG zu beachten sind. Ziele der Raumordnung können nicht im Rahmen 
einer Abwägung überwunden werden.39 Nach § 8 Abs. 5 S. 1 ROG sollen die Raum-
ordnungspläne Festlegungen zur Raumstruktur enthalten. Gem. § 8 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 b) 
betrifft dies z.B.

„Nutzungen im Freiraum, wie Standorte für die vorsorgende Sicherung 
sowie die geordnete Aufsuchung und Gewinnung von standortgebundenen 
Rohstoffen.“

Eine Festlegung zu Wärmespeichern unter der Erdoberfläche erfolgt zwar in Abs. 5 
nicht ausdrücklich, allerdings zeigt die Verwendung des Begriffs „insbesondere“, dass 
die dort aufgelisteten Aspekte nicht abschließend sind. Darüber hinaus lässt sich eine 
oberflächennahe Wärmespeicherung ggfs. unter die Nr. 2 b) subsumieren, sie regelt 
jedenfalls einen vergleichbaren Sachverhalt.

Nach § 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 1 ROG können dabei Vorranggebiete festgelegt werden, durch 
die eine bestimmte Nutzungsart in einem Gebiet privilegiert und gesichert werden soll. 
Dabei können grundsätzlich alle Regelungsbereiche des Abs. 5 durch Vorranggebiete 
gesichert werden40, also z.B. auch Gebiete für unterirdische Wärmespeicheranlagen.41 
Vorranggebiete werden bisher überwiegend für den Abbau von Bodenschätzen, die 

37	 Goppel in: Spannowsky u.a., § 8 ROG, Rn 2, 14 ff.
38	 Goppel in: Spannowsky u.a., § 8 ROG, Rn 16.
39	 Deutsch, NVwZ 2010, 1520, 1523.
40	 Goppel in: Spannowsky u.a., § 8 ROG, Rn 75.
41	 Hellriegel, NVwZ 2013, 111, 112.
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Trinkwassersicherung, den Hochwasserschutz oder für raumgebundene Formen der 
Energiegewinnung statuiert.42

Nach § 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 3 ROG können zudem Eignungsgebiete für Außenbereichs-
anlagen nach § 35 BauGB ausgewiesen werden. Raumbedeutsame Belange stehen 
diesen Vorhaben dann nicht entgegen. Da der § 35 BauGB die Nutzung des Erdbo-
dens jedoch nicht umfasst, können hiermit nur die oberirdischen Anlagen, die für 
den Betrieb der oberflächennahen Speicherung über der Oberfläche erforderlich sind, 
privilegiert  werden.43

Nach § 8 Abs. 7 S. 1 Nr. 2 ROG können zudem Vorbehaltsgebiete festgelegt werden. 
Im Rahmen der Abwägung ist dann bestimmten Nutzungen ein höheres Gewicht bei-
zumessen als anderen Nutzungen, sofern es zu einer Konkurrenzsituation kommt.44

Zu beachten ist, dass erst nach Erstellung des Plans die Ziele der Raumordnung als 
abwägungsfest angesehen werden können. 

Für die Länder bzw. die zuständigen Verwaltungseinheiten ergeben sich im Rahmen 
der Raumordnung begleitende Pflichten zur Umweltprüfung. So statuiert § 9 Abs. 1 
Satz 1 ROG:

„Bei der Aufstellung von Raumordnungsplänen nach § 8 ist von der für den 
Raumordnungsplan zuständigen Stelle eine Umweltprüfung durchzuführen, 
in der die voraussichtlichen erheblichen Auswirkungen des Raumordnungs-
plans auf 

1.	Menschen, einschließlich der menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen 
und die biologische Vielfalt,

2.	 Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
3.	 Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie
4.	 die Wechselwirkung zwischen den vorgenannten Schutzgütern zu 

ermitteln und in einem Umweltbericht frühzeitig zu beschreiben und 
zu bewerten sind“.

42	 Goppel in: Spannowsky u.a., § 8 ROG, Rn 75.
43	 Erbguth, ZUR 2011, 121, 125.
44	 Hellriegel, NVwZ 2013, 111, 113.
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Zwischenfazit zum Raumordnungsrecht: 
Wenn es ein ernsthaftes Bestreben gibt, oberflächennahe und tiefere Geothermie 
bzw. Wärmespeicherung weiter auszubauen, und davon wird hier auf Grund der skizzier-
ten politischen Aussagen und der Verpflichtungen aus den internationalen Verträgen aus-
gegangen, stehen die Länder in der Pflicht, die dafür in Betracht kommenden Gebiete 
im Rahmen ihrer Raum- und Regionalplanung hinreichend zu berücksichtigen und 
entsprechende Untersuchungen zur Umweltprüfung durchzuführen, um dieser für die 
Energiewende wichtigen Technologie maßgeblich Raum zu verschaffen.

Letztendlich ist daher auch festzustellen, dass die Raumordnungsplanung eine wesent
liche Rolle für die Förderung oder Verhinderung raumbedeutsamer Vorhaben haben 
kann. Insofern ist es wichtig, dass vor dem Hintergrund von Entwicklungen zum Stand 
von Wissenschaft und Technik die Planungspflicht nach ROG wahrgenommen und 
bestehende Planungen überprüft und angepasst werden. 

4.2.2.5	 Bergrecht

Zwar liegt keine Erdwärmenutzung nach § 2 BbergG vor, da die Wärme bei der hier 
betrachteten Technik der Speicherung nicht durch einen natürlichen Entstehungs
prozess im Erdreich entstanden ist; jedoch ist das BBerGG nach §127 BBergG für 
Bohrungen von mehr als 100 Metern doch zu beachten. 

Beträgt die Tiefe der Bohrung mehr als 100 Meter, sind die §§ 50 – 62, 65 – 74 
BBergG anwendbar und das Vorhaben ist der zuständigen Behörde anzuzeigen. 
Nach § 50 Abs. 1 BBergG entscheidet die Behörde dann im Einzelfall darüber, ob ein 
Betriebsplan erforderlich ist. Ein genereller Verzicht auf das Betriebsplanerfordernis 
wird jedoch in der Verwaltung mit der Begründung in der Regel abgelehnt werden, 
die Gefährdungen noch nicht ausreichend erforscht sind und daher für jeden Ein-
zelfall die Risiken festzustellen sind und eine Abwägung vorzunehmen ist. Für Fälle 
geringer Gefährlichkeit und Bedeutung bietet die Möglichkeit zur Befreiung von 
der Betriebsplanpflicht nach § 51 Absatz 3 BBergG ausreichend Flexibilität, um den 
festgestellten Anforderungen Rechnung zu tragen. Die Bundesregierung hat aber 
mitgeteilt, dass sie sich für eine einheitliche Auslegung des BBergG in der behörd-
lichen Praxis im vorbeschriebenen Sinne einsetzen wird , ohne eine Gesetzesände-
rung anzustreben.
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Für Untergrundspeicher gilt die Anzeigepflicht über den § 127 BBergG im Übrigen nur, 
wenn er zur Speicherung von anderen Stoffen als Wasser dient, § 4 Abs. 9 BbergG, 
was im vorliegenden Falle nicht gegeben ist.

Von dem Betriebsplanverfahren ist die Durchführung eines Planfeststellungsverfah-
rens zu unterscheiden. Ein Planfeststellungsverfahren ist nach § 52 Abs. 2 a BBergG 
durchzuführen, sofern das Vorhaben einer UVP bedarf. Ob und wann dies der Fall 
ist, ergibt sich aus dem UVPG und aus der UVP-V Bergbau. Nach § 18 UVPG wird 
bei bergbaulichen Vorhaben, die in der Anlage 1 aufgeführt sind, die Umweltver-
träglichkeitsprüfung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 bis 3 im Planfeststellungsverfahren nach 
dem Bundesberggesetz durchgeführt. Die §§ 5 bis 14 finden keine Anwendung. Nach 
Nr. 13.3 Anlage 1 UVPG kann das Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von 
Grundwasser oder Einleiten von Oberflächenwasser zum Zwecke der Grundwasser
anreicherung einer UVP-Pflicht unterfallen. Dies hängt im Einzelnen von der Menge 
des Wassers ab. Bei 10 Mio. m3 oder mehr ist das Vorhaben UVP-pflichtig. Bei 100 000 m3 
bis weniger als 10 Mio. m3 besteht eine Verpflichtung zur Durchführung einer allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalls. Bei 5 000 m3 bis weniger als 100 000 m3, wenn 
durch die Gewässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasser
abhängige Ökosysteme zu erwarten sind, ist eine standortspezifische Vorprüfung des 
Einzelfalls durchzuführen. Somit können zwar Aquiferspeicher einer Planfeststellung 
(s.a. § 1 Ziff 8 und 9 UVP-P Bergbau) in den hier betrachteten Tiefen bis ca. 400 Me-
ter bedürfen, nicht aber die hier betrachteten geschlossenen Systeme, die nur einen 
Eintrag von Wärme zur Speicherung und damit auch wieder Entzug ohne das Zutage-
fördern von Grundwasser beinhalten.

Zwischenfazit zum Bergrecht
Grundsätzlich bedarf es also nur einer Anzeige bei Bohrungen von mehr als 100 Me-
tern für die oberflächennahe Speicherung, egal ob im Grundwasser oder in sonstigen 
Gesteinsschichten mit Porenwasser. Auf Grund des geschilderten Stands von Wissen-
schaft und Technik sind aber Gefährdungen nicht zu erwarten, dass einen Betriebs-
plan erforderlich machen, so dass die Behörde einen solchen nicht verlangen darf. 
Dazu hat der Antragsteller sicherzustellen, dass ohne diesen Betriebsplan der Schutz 
Dritter und Beschäftigter und die Wiedernutzbarmachung der Oberfläche nach der 
Nutzung gesichert ist.
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4.2.2.6	 Wasserrecht

Nach der jetzigen Verwaltungspraxis im Wasserrecht ist das Betreiben von Wärme-
speichern eine Benutzung im wasserrechtlichen Sinne. Fraglich ist, ob sich durch die 
Verwendung unterschiedlicher Techniken in offenen oder geschlossenen Systemen 
auf Grund der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse (s. 3.1) in Bezug auf die Ge-
nehmigungspraxis ergeben oder ergeben werden. 

Nach § 8 Abs. 1 WHG bedarf die Benutzung eines Gewässers der Erlaubnis oder der 
Bewilligung, so weit nicht durch dieses Gesetz oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener 
Vorschriften etwas anderes bestimmt ist.45

Benutzungen im Sinne dieses Gesetzes, § 9 Abs. 1 WHG, sind

1.	 das Entnehmen und Ableiten von Wasser aus oberirdischen Gewässern,
2.	 das Aufstauen und Absenken von oberirdischen Gewässern,
3.	 das Entnehmen fester Stoffe aus oberirdischen Gewässern, soweit sich dies auf 

die Gewässereigenschaften auswirkt,
4.	 das Einbringen und Einleiten von Stoffen in Gewässer,
5.	 das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von Grundwasser.

Eine „echte“ Benutzung eines Gewässers nach § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG liegt vor, wenn 
feste Stoffe eingebracht oder flüssige oder gasförmige Stoffe in des Grundwasser ein-
geleitet werden. Wird ein fester Stoff zu dem Zwecke eingebracht, sich dieses Stoffes 
zu entledigen, so ist dies nach § 32 Abs. 1 S. 1 grundsätzlich unzulässig.46 Bei Aquifer-
wärmespeichern wird mittels z.B. Abwärme oder Stromumwandlung („Tauchsieder“) 
lediglich die Temperatur des Wassers erhöht, bevor es wieder in das Aquifer zurück
gepumpt wird. Ein Einbringen oder Einleiten von Stoffen ist somit nicht gegeben.

Allerdings könnte der Tatbestand des § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG erfüllt sein. Dann müsste 
es sich bei der Maßnahme um ein Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder Ab-
leiten von Grundwasser handeln. Eine genaue Abgrenzung der Benutzungsarten ist 
zwar kaum möglich, da sie sich überschneiden, ist aber auch nicht notwendig, da alle 
Alternativen die Einordnung der Maßnahme als Gewässerbenutzung zur Folge haben. 
Das Zutagefördern ist das zweckgerichtete und geplante Emporheben des Grundwas-

45	 S. z.B. Landeswasserrecht ( § 7 LWG Schleswig-Holstein wird darüber hinaus festgelegt, dass alle Erdarbeiten oder Bohrungen, 
die tiefer als 10 Meter in den Boden eindringen, anzuzeigen sind.)

46	 BeckOK UmweltR/Hasche WHG § 9 Rn. 8.
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sers. Wird bei einer Maßnahme das Grundwasser freigelegt oder tritt es auf Grund 
des natürlichen Gefälles oder auf Grund des artesischen Druckes zutage, so handelt 
es sich um ein Zutageleiten des Grundwassers. Beim Ableiten des Grundwassers wird 
dieses wiederum unterirdisch aus dem Grundwasserleiter gelöst und aus seinem  
natürlichen Zusammenhang fortgeleitet.47

Bei aktiven Systemen zur Wärmespeicherung wird das Grundwasser nach oben ge-
pumpt und je nach Bedarf in seiner Temperatur verändert. Dabei dient das Nachoben
pumpen dem Zweck, das Grundwasser zu erwärmen, um so die Wärme letztend-
lich im Aquifer speichern zu können. Es wird somit ein klarer Zweck verfolgt. Die 
Maßnahme stellt somit ein Zutagefördern von Grundwasser dar. Damit bedürfen die 
Einrichtung und der Betrieb einer wasserrechtlichen Erlaubnis oder Gestattung. Im 
Verfahren wäre abzuwägen, ob der Eingriff zulässig ist.

Aber auch der Speicherbetrieb ohne aktives Pumpen und Erwärmen könnte einer 
Erlaubnis bzw. Genehmigung bedürfen. 

Es könnte sich bei solchen Maßnahmen um eine „unechte“ Benutzung nach § 9 Abs. 2 
WHG handeln. Als Benutzungen gelten danach auch

1.	 das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen,  
die hierfür bestimmt oder geeignet sind,

2.	 Maßnahmen, die geeignet sind, dauernd oder in einem nicht nur  
unerheblichen Ausmaß nachteilige Veränderungen der Wasserbeschaffenheit 
herbeizuführen.

Danach gelten auch die Maßnahmen als Benutzung, die geeignet sind, dauernd oder 
in einem nicht nur unerheblichen Ausmaß nachteilige Veränderungen der Wasser-
beschaffenheit herbeizuführen. Hierbei genügt es, wenn auf Grund der jeweiligen 
Maßnahme nicht nur vorübergehende oder unerhebliche nachteilige Veränderungen 
der Wasserbeschaffenheit möglich sind.

Voraussetzung ist eine nachteilige Veränderung der Wasserbeschaffenheit. Insoweit 
ist im Rahmen dieses Benutzungstatbestandes eine negative Folge für das Gewässer 
erforderlich. „Dauernd“ meint nicht auf unabsehbare Zeit, sondern vielmehr einen 
Zeitraum, der für das jeweilige Gewässer bereits auf Grund der zeitlichen Einwirkung 

47	 BeckOK UmweltR/Hasche WHG § 9 Rn. 14.
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eine nicht nur kurzzeitige vorübergehende Folge mit sich bringt. Je größer die schäd-
lichen Veränderungen sind, desto kürzer kann die Einwirkungszeit sein, um immer 
noch das Merkmal „dauernd“ zu erfüllen. Die Maßnahmen nach Abs. 2 Nr. 2 müssen 
auch wie die übrigen Handlungen zweckgerichtet sein. Im Gegensatz zu den anderen 
Benutzungstatbeständen ist hier nicht eine auf das Gewässer bezogene Zweckrich-
tung erforderlich. Die Maßnahme muss aber grundsätzlich geeignet sein, schädliche 
Veränderungen mit sich zu bringen. Eine weite Auslegung ist hier notwendig. Nicht 
ausreichend wäre, nur die Maßnahmen als Maßnahme im Sinne des Abs. 2 Nr. 2 zu 
qualifizieren, die eine schädliche Veränderung erwarten lassen. 

Im engeren Sinne fallen unter diesen Benutzungstatbestand beispielsweise Aufhal-
dungen von Produktionsrückständen wie Schlacken der chemischen Industrie, das 
Ablagern von lösungsmittelhaltigem Schlamm in einem Klärteich, das Lagern und Be-
handeln von Autowracks auf unbefestigter, öldurchlässiger Fläche sowie besonders 
gefährliche Düngemaßnahmen.48

Denkbar ist die Erfüllung dieses Tatbestandes bei der Niederbringung der Bohrung, 
also bei der Errichtung, sofern dabei Gewässerverunreinigungen durch stoffliche Ein-
träge, Kraftstoffe, Spülungszusätze, Schmiermittel zu erwarten sind. Dies ist jeweils im 
Einzelfall zu untersuchen und zu beurteilen.

Damit fallen auch passive Maßnahmen zur oberflächennahen Speicherung unter den 
Genehmigungsvorbehalt des WHG. Es ist eine Erlaubnis bzw. eine Bewilligung nach 
§§ 8 ff. WHG erforderlich. 

Die Erlaubnis gewährt eine jederzeit widerrufliche Befugnis, ein Gewässer zu benutzen, 
während die Bewilligung ein nur eingeschränkt widerrufbares Recht zur Gewässer
benutzung gewährt, das im Verhältnis zur Behörde und privaten Dritten eine starke 
Rechtsstellung gewährt. Allerdings gibt es auf Grund von Novellierungen des WHG 
zwischenzeitlich Unterschiede beim Umfang der möglichen Gewässerbenutzungen. 
Für das Einbringen und das Einleiten von Stoffen in ein Gewässer sowie für Benutzun-
gen iSd § 9 Abs. 2 Nr. 2 darf keine Bewilligung erteilt werden.49 Der Behörde kommt 
dabei ein Ermessensspielraum zu; § 12 Abs. 2 WHG.

48	 BeckOK UmweltR/Hasche WHG § 9 Rn. 19-21.
49	 BeckOK UmweltR/Hasche WHG § 8 Rn. 3
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Die Erlaubnis und die Bewilligung sind nach § 12 Abs. 1 WHG zu versagen, wenn

1.	 schädliche, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht 
ausgleichbare Gewässerveränderungen zu erwarten sind oder

2.	 andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt 
werden.

Schädliche Gewässerveränderungen sind nach § 3 Nr. 10 WHG Veränderungen von 
Gewässereigenschaften, die das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere die öffentliche 
Wasserversorgung, beeinträchtigen oder die nicht den Anforderungen entsprechen, 
die sich aus diesem Gesetz, aus auf Grund dieses Gesetzes erlassenen oder aus sons-
tigen wasserrechtlichen Vorschriften ergeben.

Bei Wärmespeichern besteht u.U. die Gefahr, dass die Bohrungen Verunreinigungen 
des Grundwassers mit sich bringen könnten (Kraftstoffe, Schmiermittel). Des Weiteren 
könnten schützende Deckschichten durchdrungen und dabei mehrere Aquiferstock-
werke verbunden und Grundwasser mit unterschiedlicher stofflicher Beschaffenheit 
vermischt werden. Dann läge eine Gewässerveränderung vor, die je nach Intensität 
bzw. Gefährdungspotential zur Versagung einer Genehmigung bzw. einer Unter
sagung führen könnte. Ist das nicht der Fall, besteht nicht etwa ein Rechtsanspruch 
auf eine Erlaubnis oder Bewilligung. Vielmehr steht dies im „pflichtgemäßen Ermessen 
(Bewirtschaftungsermessen)“ der Genehmigungsbehörde, § 12 Abs. 2 WHG, was der 
Gesetzgeber nunmehr nochmals ausdrücklich im Gesetz bei der Novellierung 2009 
formuliert hat50. Dabei muss die Genehmigungsbehörde vom aktuellen Stand von 
Wissenschaft und Technik ausgehen und dabei den Anforderungen des Abwägungs-
gebots entsprechen, was letztendlich dann doch zu einem Anspruch auf Erteilung führt 
(dazu dann unten, 5.).51

Dabei ist das wasserrechtliche Verschlechterungsverbot nach § 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG 
zu beachten. Danach ist das Grundwasser so zu bewirtschaften, dass eine Verschlech-
terung seines mengenmäßigen und seines chemischen Zustands vermieden wird.

Von besonderer Bedeutung sind dabei auch Wasserschutzgebiete nach §§ 51, 52 
WHG. Nach § 51 WHG können Wasserschutzgebiete durch Rechtsverordnungen fest-
gesetzt werden. Nach § 52 Abs. 1 WHG können durch die Rechtsverordnung be-

50	 Siehe amtliche Begründung in der BT-Drs. 16/12275 v. 17.3.2009, 55/56; Schendel/Scheier WHG § 12, BeckOK UmweltR
51	 BVerwGE 97,148



Zu berücksichtigender Status Naturwissenschaft und Recht 

43

stimmte Handlungen in Wasserschutzgebieten verboten werden. Ein Wasserschutz-
gebiet besteht aus unterschiedlichen Schutzzonen.

Die Schutzzonen regeln die Schutzstärke im Einzugsgebiet der Trinkwassergewinnung.
Das heißt vom Fassungs- oder Gewinnungsbereich eines Brunnens oder einer Quelle 
bis zur Grenze eines Einzugsgebietes. Je nach Zone bestehen umfassende Eingriffsver-
bote (I und II) weitergehende Einschränkungen. Bisher haben diese Einschränkungen 
oft zum Verbot des Eingriffs im Trinkwassergewinnungs- und Heilquellenschutzgebieten 
geführt. Vor dem Hintergrund der oben geschilderten neuen Erkenntnisse zum Stand 
von Naturwissenschaft und Technik muss diese Praxis aber überprüft werden (dazu 
dann unten, 5.).  

Wasser in Wärmenetzen wird teilweise mit Kühlmitteln versetzt. Gerade in diesem Fall 
ist auf Grund § 48 Abs. 2 S. 2 WHG bezüglich der Leitungen durch das Grundwasser 
und zur Wärmeübergabestation (zur Wärmetransportleitung) darauf zu achten, dass 
keine wassergefährdenden Stoffe aus den Rohrleitungen austreten und das Grund-
wasser nachteilig verändern können. Dazu sind Vorgaben in den landesrechtlichen 
Verordnungen über den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fach-
betriebe (VAwS) getroffen52 Hier ist für den schnellen Ausbau der oberflächennahen 
Speicherung sicher auch hinderlich, dass diese Vorschriften nicht bundeseinheitlich 
sind. Das wäre kurzfristig zu ändern. 

Auf das Bodenschutzrecht wird hier nicht weiter eingegangen, da das Wasserrecht 
dieses verdrängt, § 3 BBodSchG, wobei natürlich die aus der allgemeinen Gefahrenab-
wehrpflicht abzuleitende Jedermannspflicht zum Vermeiden von schädlichen Boden-
veränderungen bestehen bleibt.53

52	 Vgl. z. B. Landesverordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, (Anlagenverordnung - VAwS) 
vom 29. April 1996

53	 Versteyl, in: Versteyl/Sondermann, BBodSchG, 2. Aufl. 2005, § 4 Rn. 7 ff.
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4.2.2.7	 Baurecht
4.2.2.7.1	 Baugenehmigung

Alle über Tage liegenden Teile von Anlagen für die oberflächennahe Wärmespeicherung, 
etwa Pumpenhäuser, Wasserbehälter usw. bedürfen zudem einer Baugenehmigung.54 
Problematisch kann die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit dabei vor allem dann sein, 
wenn die über Tage liegenden Anlagenteile für die oberflächennahe Wärmespeicherung 
im Außenbereich nach § 35 BauGB errichtet werden sollen. Denn der Außenbereich 
ist nach dem Willen des Gesetzgebers grundsätzlich von Bauvorhaben freizuhalten; 
eine Ausnahme gilt nur für diejenigen baulichen Anlagen, die ihrem Wesen nach in 
den Außenbereich gehören.55

Der Gesetzgeber hat in der Vergangenheit auf die technische Entwicklung zur Erzeu-
gung von regenerativer Energie reagiert. So werden Anlagen zur „Erforschung, Ent-
wicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie“, die „energetischen Nutzung von 
Biomasse im Rahmen eines Betriebes“ und die „Nutzung solarer Strahlungsenergie 
in, an und auf Dach- und Außenwandflächen“ privilegiert. An einer ausdrücklichen 
Regelung für Anlagen zur Wärmespeicherung, sei es insgesamt über der Erdober
fläche, wie bei Solarthermieanlagen, oder teilweise, wie bei der oberflächennahen 
– unterirdischen - Wärmespeicherung fehlen. 

Eine Privilegierung als Vorhaben der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität und Wärme 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB besteht aber dann für bauliche Anlagenteile von geo-
thermischen Anlagen, wenn die Anlage der öffentlichen Versorgung oder einem 
ortsgebundenen Betrieb dient. Das Kriterium „Ortsgebundenheit“ muss auch für 
Vorhaben der öffentlichen Versorgung nach der Rechtsprechung des Bundesverwal-
tungsgerichts gegeben sein, das heißt, sie müssen ausschließlich an der fraglichen 
Stelle betrieben werden können.56 Dass Bohrungen zur Erschließung auch abgelenkt 
niedergebracht werden können, ändert an der Standortgebundenheit nichts, da die 
Ablenkung vergleichsweise gering ist Es besteht auch die Notwendigkeit, dass sich 
der Standort im Außenbereich in der Regel nah an städtischen Abnehmern befin-
den muss.57 Ansonsten wäre, wegen der Wärme-/ Kälteverluste – egal ob Wärme 
zur Speicherung hergeleitet oder wieder zum Verbrauch zurückgeleitet wird – schon 
bei wenigen Kilometern Leitungslänge, die Errichtung und der Betrieb unwirtschaft-

54	 Große, NVwZ 2004, 809, 813.
55	 BVerwG, BVerwGE 28, 148, 149.
56	 BVerwG, BVerwGE 50, 346, 350 ff.
57	 Maaß/Sandrock/Weyland: Solare Fernwärme im Planungs- und Umweltrecht ZUR 2015, 78 , 80
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lich und auch nicht technisch sinnvoll. Fraglich ist jedoch, ob diese Argumentation 
für das geforderte Kriterium „Ortsgebundenheit“ ausreicht. Das Bundesverwaltungs
gericht verneint dies jedenfalls für Energieerzeugungsanlagen.58 Stellte man also Speicher 
den Erzeugungsanlagen gleich, und das ist vor dem technischen Hintergrund wohl 
eher anzunehmen als die Einstufung als Verteilungsanlage, so besteht ist eine grö-
ßere Unsicherheit für die Genehmigungsfähigkeit der oberirdischen Anlagen der 
oberflächennahen Wärmespeicherung festzustellen. Hinzu kommt, dass auch un-
klar ist, ob oberflächennahe Wärmespeicher das Kritierium „öffentlichen Versorgung 
mit Wärme“ erfüllen. Das sollte für die Einspeisung ins öffentliche Wärmenetz zwar 
klar sein, oft wird aber nur eine geschlossene Benutzergruppe aus mehreren Haus-/  
Gewerbeeinheiten versorgt, wodurch ebenfalls eine weitere Unklarheit für die Geneh-
migungsfähigkeit gegeben ist.

Zwischenfazit Bauvorhaben im Außenbereich
Danach handelt es sich bei der oberflächennahen Wärmespeicherung eher um ein 
sonstiges, nicht priviliegertes Vorhaben, dass nur dann genehmigt werden kann, 
wenn nicht andere Belange wie etwa der Naturschutz, die Landwirtschaft und das 
natürliche Landschaftsbild oder die Eigenart der Landschaft beeinträchtigt werden 
(Katalog des § 35 Abs. 3 BauGB). 

4.2.2.7.2	 Festlegungen im Bebauungsplan

Diese Unsicherheiten für die Genehmigung können durch Gebietsfestsetzungen im 
Rahmen der kommunalen Bebauungsplanung beseitigt werden. Darin müsste die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit einer oberflächennahen Wärmespeicherung in Bezug auf 
Anlagenteile auf der Oberfläche geregelt werden. Welche Sondergebiete ausgewiesen 
werden können, regelt die BauNVO. Zwar werden in § 11 Abs. 2 BauNVO bzgl. der 
regenerativen Energieen nur Erforschung, Entwicklung oder Nutzung erneuerbarer 
Energien, wie Wind- und Sonnenenergie, erwähnt. Damit aber nicht weitere CO2-ver-
meidende Technologien ausgeschlossen, da die Aufzählung nicht abschließend ist 
(siehe  § 35 Abs. 2 BauGB). Entsprechende Festlegungen in den Bebauungsplänen 
sollte die Kommune daher vornehmen.

58	 BVerwG, Urteil vom 16.6.1994, Az. 4 C 20/93, juris, Rn. 13 f
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4.2.2.7.3	 Flächennutzungsplanung

Ähnlich sollten die Gemeinden in der Vorstufe zum Bebauungsplan bei der durch die 
Ausweisung entsprechender Flächen im Flächennutzungsplan vorgehen. Die Ausstat-
tung mit entsprechenden Anlagen, „die dem Klimawandel entgegenwirken, insbe-
sondere zur (…) Speicherung von (…) Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energie 
oder Kraft-Wärme-Kopplung“ ist auch in § 5 Abs. 2 Ziff 2 lit. b) BauGB ausdrücklich 
vorgesehen: Selbst wenn die Wärme nicht aus den genannten Anlagen stammt, ist die 
Ausweisung nicht ausgeschlossen, da auch hier die Aufzählung nicht abschließend ist.

4.2.2.7.4	 Anforderungen an das zukünftige Planungsrecht

Die Ausführungen zum bundes-, landes- und kommunalen Planungsrecht sollen an 
dieser Stelle mit einem Ausblick dahingehend zusammengefasst werden, dass zu-
künftig von den Planungsträgern eine intensivere Planausweisung zugunsten von 
Gebieten für die oberflächennahe Wärmespeicherung erforderlich ist. Das zeigt  die 
gesetzgeberische Arbeit zugunsten der Ausweisung von Flächen für klimaschonende 
Vorhaben. Die Ausweisung hat die wissenschaftlichen Erkenntnisse und technische 
Entwicklung zu beachten und die effizientesten Möglichkeiten bevorzugt in der Pla-
nung zu berücksichtigen. Wie in den Ausführungen zu den naturwissenschaftlichen 
Entwicklungen gezeigt, spielt die Wärmeversorgung, die auf oberflächennahe Wärme-
speicherung zurückgreift, die selbst kein oder nur ein geringes Gefährdungspotential 
für das Grundwasser ausweist, eine immer größere Rolle. Hinter diese treten nach den 
neuesten Erkenntnissen ineffizientere oder bis 2050 kaum umsetzbare Maßnahmen 
wie Gebäudemodernisierung oder Solarthermie zurück. Eine Wärmewende muss daher 
geplant werden und gerade dezentral auf der Bauplanungsebene. Die Kommunen 
sollten zumindest  mit dem jetzt schon zur Verfügung stehenden Planungsrecht die 
Planung nachhaltig vorbereiten. Ob sogar ein Planungszwang besteht, wird noch 
weiter unten erörtert. Flankierend sollte das Baurecht in § 35 BauGB eine klare Privi-
legierung für Anlagen für die oberflächennahe Wärmespeicherung vorsehen.59 Dies 
ist schon in der Energieeffizienz-Richtlinie der Europäischen Union60 vorgesehen und 
wäre auch Anlass für eine kommunale Planung der dezentralen Wärmeversorgung 
aus Speichern. 

59	 Wie hier: Kahl, Kommunale Wärme- und Klimaaktionspläne, EurUP 2013, 184 ff., Maaß/Sandrock/Weyland: Solare Fern-
wärme im Planungs- und Umweltrecht ZUR 2015, 78, 83

60	 Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.10.2012 zur Energieeffizienz, zur Änderung der 
Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG, ABl. EU Nr. L 
315, S. 1.
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4.2.2.8	 Bundes-Bodenschutzgesetz als Ergänzung 

Grundwasserschutz wird allein durch das WHG und die ergänzenden Regelungen 
gewährleistet. Zur Vollständigkeit soll hier aber in Hinsicht auf die Technik des Spei-
cherns folgende Erweiterung erörtert werden. Da nicht nur die Wärmespeicherung 
durch Nutzung des Grundwassers, sondern auch durch Nutzung der Erdschichten wie 
Kluftgesteine oder Sande und Kiese sowie das darin enthaltene Porenwasser möglich 
und nach dem Stand von Wissenschaft und Technik im Rahmen der oberflächennahen 
Wärmespeicherung sinnvoll ist, ist hier noch auf die Anwendung des Bundes-Boden-
schutzgesetzes einzugehen. Porenwasser ist kein Grundwasser im Sinne des Wasser-
haushaltsgesetzes, da dieses nur der Kontrolle der gesättigten Zone dient.61

Fraglich ist aber, ob das Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und 
zur Sanierung von Altlasten (BBodSchG) auf die Speicherung von Wärme durch Nutzung 
von Schichten, die Porenwasser enthalten, anwendbar ist. § 3 BBodSchG bestimmt so-
wohl den Anwendungsbereich des Gesetzes als auch die fachgesetzlichen Vorschriften, 
neben denen das BBodSchG subsidiär anzuwenden ist. Dies bedeutet, dass das in § 3 
Abs. 1 Nr. 10  BBodSchG  in  Bezug   genommene  Bundesberggesetz  sowie die  auf-
grund  des  BBergG  erlassenen  Rechtsverordnungen  über  Errichtung,  Führung  oder  
Einstellung  eines  Betriebes  insoweit  immer  vorrangig  sind,  als  sie  Einwirkungen  
auf  den  Boden regeln. Auf das ökologische Schutzniveau kommt es dabei nicht an. Das  
BBergG  enthält  Vorschriften,  die  auch die  Einwirkungen  des  Bergbaus  auf  den  Boden  
regeln (s. insbes. §§ 55 Absätze 1 und 2; 48 Abs. 2; 54 Abs. 2, 69 Abs. 2; 71 Abs. 1). 
Durch  diese  Vorschriften  des  BBergG  über  die  Errichtung,  Führung  und  Einstellung  
eines  Betriebes  werden  alle  bodenrelevanten  Tätigkeiten   erfasst. § 3 Abs. 1 Nr. 10 
BBodSchG stellt sicher, dass die Regelungen des BBergG (bezüglich Zulassung, Führung, 
nachträglichen Auflagen und  Anordnungen  bis  hin  zum  Ende der Bergaufsicht nach  
Durchführung  des  Abschlussbetriebsplans) die Anwendung des BBodSchG verdrängen. 
Wie oben schon ausgeführt, ist also für die Speicherung von Wärme das BbergG für 
Bohrungen ab einer Tiefe von 100 Metern vorrangig anzuwenden. 

Insoweit kommt das BBodSchG für BBergG-relevante Bohrungen und Nutzungen erst 
nach dem Ende der Bergaufsicht, dessen Zeitpunkt in  § 69 Abs. 2 BBergG festgelegt ist, 
zur Anwendung. Jedoch ist es indirekt zu beachten. Die vorgenannten  bergrechtlichen 
Zulassungsvorschriften enthalten in ihren Voraussetzungen unbestimmte Rechtsbegriffe, 
die der materiellen Konkretisierung bedürfen, damit sie den Anforderungen, die an die 

61	 Sieder/Zeitler, WHG AbwAG, WHG § 2 Rn. 28-35, beck-online
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Umweltrelevanz eines Vorhabens zu stellen sind, genügen. Höchstrichterlich ist entschieden, 
dass zu den gem. § 48 Abs. 2 Satz 1 BBergG im Betriebsplanzulassungsverfahren  zu  
beachtenden  Belangen auch der gem. § 22 BImSchG  sicherzustellende Schutz Dritter 
vor schädlichen Umwelteinwirkungen gehört. Unter Berücksichtigung von § 3 Abs. 1 
Nr. 11 und Abs. 3 BBodSchG ist somit gewährleistet, dass auch die Belange des Boden-
schutzes, die zu den öffentlichen Interessen im Sinne von § 48 Abs. 2 Satz 1 BBergG 
zählen; zu berücksichtigen sind. Für die Anwendung des § 48 Abs. 2 Satz 1 BBergG ist 
grundsätzlich nur dann kein Raum mehr, wenn ein bergrechtliches  Planfeststellungs-
verfahren nach § 52 Abs. 2  a BBergG stattgefunden hat. Festzuhalten ist also, dass 
die Belange des BBodSchG sowie des untergesetzlichen Regelwerkes der BBodSchV 
im Rahmen der Konkretisierung der unbestimmten Rechtsbegriffe im  BBergG  ihre 
materielle Steuerungswirkung entfalten. Die Herbeiführung von  Bodenveränderungen 
durch bergrechtliche Zugriffe auf den Boden ist dem Regime des BBergG unterworfen, 
in materieller Hinsicht wird das BBergG über die unbestimmten Rechtsbegriffe auch 
durch  das  BBodSchG  i.V.m. dem untergesetzlichen Regelwerk ausgefüllt.

Insoweit greift das BBodSchG nur indirekt und erst im Anschluss direkt. Auf der anderen 
Seite ist es auch anwendbar, soweit die Bohrungen für eine grundstücksbezogene 
Erdwärmenutzung erfolgen oder nicht mehr als 100 Meter in den Boden eindringen.62 
Die erste Alternative ist hier nicht relevant, da die Wärme bei der Speicherung nicht 
durch einen natürlichen Entstehungsprozess im Erdreich entstanden ist, die zweite 
aber schon. So weit ist das Bundesbodenschutzgesetz also direkt zu berücksichtigen. 
Schlüsselbegriff des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist die „schädliche 
Bodenveränderung“ im Sinne des § 2 Abs. 3 BBodSchG. Hierzu  zählen  Beeinträch-
tigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen für den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufüh-
ren. Das ist also bei der Nutzung durch oberflächennahe Wärmespeicherung bis zu  
100 Metern unter Oberfläche zu beachten. 

Die Bewertung der Speicherung von Wärme durch Erwärmung von Bodenschichten mit 
Porenwasser hat zweistufig zu erfolgen. Es muss eine Bodenfunktions-Beeinträchtigung 
vorliegen, die darüber hinaus auch geeignet sein muss, Gefahren, erhebliche Nachteile 
oder erhebliche Belästigungen hervorzurufen.63 Hinzu kommt nach allgemeiner Meinung, 
dass zwischen den beiden Kriterien ein Kausalitätszusammenhang bestehen muss.64

62	 Frenz, in: ders./Preuße, Wirkungsunsicherheiten in der Geothermiebohrung: S.66 ff,  
Danner/Theobald/Lülsdorf EEG 2014 § 48 Rn. 28-43, beck-online

63	 Erbguth BBodSchG § 2 Rn. 13-13.2, BeckOK UmweltR
64	 Erbguth, ebenda, § 2 Rn. 13
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Die Veränderung kann auch durch Wärmeeintrag geschehen. Nach dem Stand der 
Wissenschaft und Technik kann diese Erwärmung aber so geregelt werden, dass daraus 
keine schädlichen Auswirkungen von Erheblichkeit auf die geschützten Rechtsgüter 
zu erwarten sind. Dies sind Leben, Gesundheit und Eigentum und wohl auch die 
Bodenfunktionen selbst.65 Dabei ist zu berücksichtigen, dass gewisse Beeinträchtigungen 
in einer technisierten Umgebung zumutbar sind66. Das gilt besonders bei Vorbelas-
tungen. Diese müssen gerade im urbanen Raum bei der Abwägung berücksichtigt 
werden.

4.2.2.9	 Naturschutzrecht

Auch naturschutzrechtliche Aspekte können bei oberflächennahen Wärmespeichern, 
insbesondere bezüglich der Anlagen auf der Erdoberfläche eine Rolle spielen. Sie werden 
im Rahmen der Baugenehmigung (s.o.) bzw. selbständig bei Vorhaben im Außen
bereich berücksichtigt, § 18 BNatschG iVm §§ 14 bis 17 BNatschG. Da die Anlagen an 
der Oberfläche nur geringe Ausmaße haben, wird das Naturschutzrecht kein größeres 
Hindernis für den Ausbau der oberflächennahen Wärmespeicherung darstellen.

4.2.2.10	 Umweltverträglichkeitsprüfung

Für Wärmespeicher besteht eine Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung, wenn 
gemäß Nr. 13.3 der Anlage 1 zum UVPG die Anlage zum „Entnehmen, Zutage-
fördern oder Zutageleiten von Grundwasser oder Einleiten von Oberflächenwasser 
zum Zwecke der Grundwasseranreicherung“ errichtet wird (s. schon im Einzelnen 
oben zum Bergrecht). Insofern sind für Speicherlösungen, die Grundwasser in der 
Weise in Anspruch nehmen, 5 000 m3 bis weniger als 100 000 m3 pro Jahr betreffen 
und durch die Gewässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grund-
wasserabhängige Ökosysteme zu erwarten sind; Umweltverträglichkeitsprüfungen 
durchzuführen. 

65	 Erbguth, ebenda, § 2 Rn. 15 f
66	 Schulte/Michalk BImSchG § 3 Rn. 31-55 BeckOK UmweltR
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4.2.2.11	 Immissionsschutzrecht

Auch für immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftige Anlagen (also 
nicht im Anhang zur 4. BImSchV aufgeführte Anlagen, wie oberflächennahe Wärme-
speicher) gelten die Anforderungen der §§ 22 ff. BImSchG. Soll die Bohrung etwa in 
Siedlungsgebieten oder deren Nähe niedergebracht werden, müssen zur Einhaltung 
der Lärmgrenzwerte nach Nr. 6.1 der TA Lärm besondere technische Maßnahmen zur 
Lärmminderung (z. B. der Einbau von Schallschutzkapseln) erfolgen.67 Dasselbe gilt für 
den Betrieb, insbesondere der an der Oberfläche errichteten Anlagen, wie Pumpen, 
Übergabestationen u.Ä.

4.2.2.12	 Haftungsrecht

Neben dem Aufbau und Betrieb eines Wärmespeichers können sich auch haftungs-
rechtliche Inanspruchnahmen aus Umwelthaftungs- oder Umweltschadensgesetz so-
wie aus dem Wasserhaushaltsgesetz ergeben. Nach § 89 Abs. 1 WHG ist derjenige, 
der in ein Gewässer Stoffe einbringt oder einleitet oder wer in anderer Weise auf ein 
Gewässer einwirkt und dadurch die Wasserbeschaffenheit nachteilig verändert, zum 
Ersatz des daraus einem anderen entstehenden Schadens verpflichtet. Das Umwelt-
schadensgesetz regelt hingegen Informations- und Sanierungspflichten bei Umwelt-
schäden. Das Umwelthaftungsgesetz regelt die Gefährdungshaftung für Anlagen-
betreiber bei Individualschäden als Folge von Umwelteinwirkungen. Hinzu kommen 
mögliche zivilrechtliche sowie versicherungsrechtliche Ansprüche, sofern es durch die 
Bohrungen und den Betrieb der Anlage zu Schäden kommt. Haftung ist natürlich 
grundsätzlich für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen ein Hemmnis. Eine 
grundsätzliche Freistellung von Haftung, weil die oberflächennahe Wärmespeiche-
rung ein guter Ansatz zur CO2-Vermeidung ist, ist aber aus rechtspolitischen Gründen 
nicht sinnvoll. Eventuell wäre zum Anschub der Technologie eine Förderung in Bezug 
auf die Versicherungsprämien sinnvoll. Diese, wohl als Beihilfe einzustufende Förde-
rung, wäre zur Förderung des effektiven Klimaschutzes und zum Schutz des Grund-
wassers gerechtfertigt. 

67	 Bolle/Jung, Geothermiebohrung RWTH 1 - Vorstellung des bergrechtlichen Zulassungsverfahrens,  
Glückauf 2004, 574, 580.
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4.2.3	 Sanierung von kontaminierten Grundwässern  
durch Wärmeeintrag

Wie die Ausführungen zum Stand von Wissenschaft und Technik gezeigt haben, 
können die Veränderungen durch Wärmeeintrag in das Grundwasser auch zu Verbes-
serung führen. Dies ist bei der Erlaubniserteilung bzw. Bewilligung gerade vor dem 
Hintergrund der allgemeinen Grundsätze nach § 6 WHG zu beachten. Zwar soll ein 
Eingriff grundsätzlich unterbleiben. Führt die Gewässerbewirtschaftung aber nach-
haltig dazu, dass „ihre Funktions- und Leistungsfähigkeit als Bestandteil des Natur-
haushalts (…) erhalten und (…) verbessert wird“, muss dies in die Abwägung der ent-
scheidenden Behörde einfließen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob die beantragte 
Genehmigung zum Ziel hat, eine Verbesserung herbeizuführen. Vielmehr verlangt die 
Gesamtschau im Hinblick auf den Zweck des Wasserschutzes, dass Verbesserungen 
berücksichtigt werden müssen und gegebenenfalls zu einer Genehmigung zwingen, 
wenn die Verbesserung erwartet werden kann eventuelle Nachteile geringer sind. 
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5	 Zielkonflikte/Handlungs- und Genehmigungspflichten  
nach jetziger Rechtslage

5.1	 Zielkonflikte

Wie die Darstellung im vorhergehenden Kapitel gezeigt hat, ist in der Genehmigungs-
praxis schon einiges zugunsten eines Ausbaus der oberflächennahen Wärmespeiche-
rung bei Berücksichtigung des Klimaschutzes nach der jetzigen Rechtslage möglich. 
Problematisch in der Praxis ist aber, dass bisher nur im Einzelfall entschieden wird und 
nicht auf Grund einer vorausschauenden Planung für die Wärmeversorgung in Bund, 
Ländern und Kommunen Planungen, die verbindlich verankert ist (s.o.). Vereinfacht 
lassen sich die faktischen Zielkonflikte bei der Nutzung des Untergrundes also wie 
folgt darstellen:

Abbildung 3: Zielkonflikte, Forschungsprojekt  Angus +, Symposium Strategien zur Boden- und Grund-
wasseruntersuchung 23.-24.11.2016
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Beispielhaft für die Tendenz, dass der Zielkonflikt bisher überwiegend zugunsten der 
Ablehnung von oberflächennaher Grundwassernutzung „gelöst“ wird, ist folgende 
Untersuchung. 

Eine vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau – und Reaktorsicherheit 
geförderte Studie aus dem Jahre 2014, verfasst vom Helmholtz Zentrum TEWAG 
kommt für unbelastetes Grundwasser zu dem Schluss, „dass pathogene Keime 
und Viren bei niedrigen Temperaturen (<100C) besser überdauern als bei erhöhter 
Temperatur (>100C). Besondere Risiken für die hygienische Grundwasserqualität in 
Zusammenhang mit der Nutzung oberflächennaher Geothermie wurden nicht festge-
stellt.“68  Trotzdem kommt die Studie dann aber zu dem Schluss: „Aus ökologischer 
Sicht ergibt sich, dass Temperaturveränderungen im Ökosystem Grundwasser auf ein 
Minimum beschränkt werden sollten.“69 Was hinter der „ökologischen Sicht“ steht, 
wird nicht ausgeführt.

Vor diesem Hintergrund ist zwar verständlich, wenn „im Zweifelsfall“ die Verwaltung 
den Antrag, der eine Nutzung genehmigen würde, ablehnt. Angesichts fehlender 
Nachweise seitens der Naturwissenschaft für eine Verschlechterung, beim Nachweis 
der Verbesserung sogar noch zwingender, kann die Ablehnung aber nicht auf all
gemeine Ansichten wie die oben zitierte gestützt werden. Es ist vielmehr die Frage zu 
stellen, ob nach den heute bestehenden gesetzlichen Regelungen, die Zielkonflikte gelöst 
werden können, zugunsten eines höherrangigen Klimaschutzes? Dabei ist auf Grund 
der naturwissenschaftlichen Erkenntnisse über die Abwehrhaltung in der Studie sogar 
zu fragen, ob nicht begrenzte Verschlechterungen zugunsten anderer Schutzgüter 
hinzunehmen sind.

68	 Auswirkungen thermischer Veränderungen infolge der Nutzung oberflächennaher Geothermie auf die Beschaffenheit des 
Grundwassers und seiner Lebensgemeinschaften – Empfehlungen für eine umweltverträgliche Nutzung, 2014, Griebler, 
Kellermann u. a. 2014, S. 4

69	 Ebenda, S. 4 f
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5.2	 Lösung der Zielkonflikte nach heutigen gesetzlichen Regelungen – 
zugunsten des Klimaschutzes – Genehmigungs- und  
Handlungspflichten

5.2.1	 Einfachgesetzliche Regelung – Verwaltungspraxis –  
gebundene Verwaltung

5.2.1.1	 Entscheidung nach WHG

Gemäß dem Stand von Wissenschaft und Technik, der in 3.1 skizziert wurde kann 
davon ausgegangen werden, dass auch Vorhaben grundsätzlich genehmigungsfähig 
sind, auch wenn höhere Temperaturen bei der oberflächennahen Wärmespeicherung 
erreicht werden. Denn erst bei Temperaturen von 40 °C und darüber treten Änderungen 
in nennenswertem Umfang auf, welche bis 70 Grad nur vorübergehend sind.70   

Daher ist das Ermessen nach § 12 Abs. 2 WHG zumindest stark eingeschränkt. Die 
besondere Bedeutung eines Vorhabens für das Wohl der Allgemeinheit kann ein Er-
messen auch auf null reduzieren71 und hier einen Eingriff in das Grundwasser grund-
sätzlich rechtfertigen. Wie ausgeführt, ist die oberflächennahe Wärmespeicherung 
im Grundwasser wesentlich wirkungsvoller zur CO2- Vermeidung geeignet als jede 
andere bisher im Wärmebereich vorgeschlagene oder schon geregelte Maßnahme. 
Die Studien zeigen, dass die bis 2050 angestrebten Klimaschutzziele damit unterstützt 
werden. Da diese Ziele und deren Verwirklichung von höchstem Interesse für die All-
gemeinheit sind, können die gesetzlichen Regelungen zum Schutz oder zur Verbesse-
rung des Grundwassers dahinter zurückzustehen. 

Somit kann als erstes Zwischenergebnis für das pflichtgemäße Ermessen der zuständi-
gen72 Behörde in der Regel festgestellt werden:

Der Eingriff in das Grundwasser, zumindest in geschlossenen Systemen ohne Förde-
rung ist nach dem Stand von Wissenschaft und Technik und zugunsten des Schutzes 
der Allgemeinheit vor weiteren Klimaveränderungen zulässig. Die erforderliche Er-
laubnis oder Bewilligung kann nur versagt werden, wenn – wesentliche – Beeinträch-
tigungen mit Sicherheit zu erwarten sind, die auch nach der Nutzung fortdauern oder 
während der Nutzungszeit ohne Beseitigungsmöglichkeit länger andauern.

70	 Köber u.a., Geochemische Beeinflussungen des Grundwassers durch Wärmespeicherung, 2015
71	 Siehe allgemein: Landmann/Rohmer UmweltR/Riese WHG § 71 Rn. 13-14, s.a. Esther Arning u.a. 2006 Einfluss oberflä-

chennaher Wärmegewinnung auf geochemische Prozesse im Grundwasserleiter in Grundwasser – Zeitschrift der Fachsekti-
on Hydrogeologie 1/2006 S. 27 bis 38

72	 BVerwGE 18, 353 (363); 69, 161 (169), Aschke VwVfG § 40 Rn. 4-5, BeckOK VwVfG/
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5.2.1.2	 Entscheidung nach Bergrecht für die Boden-  
und Grundwassernutzung

Für die Annahme von gebundenen Entscheidungen spricht auch die erhebliche Anzahl 
von Entscheidungen der Verwaltungsgerichtsbarkeit zum Bergrecht. Nach § 5 BBergG 
in Verbindung mit § 36 Abs. 1 VwVfG (des jeweiligen Landes) kann der Verwaltungs-
akt, auf den ein Anspruch besteht, nur mit einer Nebenbestimmung versehen werden, 
wenn sie durch Rechtsvorschrift zugelassen ist oder wenn sie sicherstellen soll, dass 
die gesetzlichen Voraussetzungen des Verwaltungsaktes erfüllt werden (gebundene 
Entscheidung). Im Umkehrschluss heißt das, wenn Klima- und Ressourcenschutz den 
Schutz des Grundwassers oder des Bodens überwiegen, muss die Genehmigung er-
teilt werden. So kommt auch die höchstrichterliche Rechtsprechung zum 48 Abs. 2 
BBergG zu der Ansicht, dass die in §§ 55 und 56 BBergG enthaltenen Zulassungskri-
terien zu berücksichtigen sind.73 Sie sind aber nur ein Teil der Kriterien für die Ermes-
sensausübung zur Förderung der Versorgung mit Rohstoffen (§ 1 BBergG). Heute 
kann darin nur gelesen werden, „… zur effizienten Nutzung von Rohstoffen“. (dazu 
noch unten).

5.2.1.3	 Entscheidung nach Bergrecht i.V. m. Bodenschutzrecht

So weit das Bergrecht nach den obigen Ausführungen (Kap. 4.2.2.5) überhaupt 
heranzuziehen ist, so in tieferen Schichten, auch unter Berücksichtigung des Boden
schutzrechts, die Gefährdungen in der Regel gering, dass zumindest in Frage zu stel-
len ist, ob es eines  Betriebsplans bedarf und bzw. oder die Erwärmung des Bodens 
(einschließlich Porenwasser) in Abwägung mit den erreichbaren Zielen des Klima-
schutzes gerade in diesen Tiefen hinnehmbar ist. Etwas anderes kann nur gelten, 
wenn besondere Belange, etwa des Trinkwasserschutzes berührt sind (Schutzzone). 
Aber selbst dann ist von der Verwaltungsbehörde nach den oben gemachten Fest-
stellungen zu prüfen, ob diesen Gefährdungen nicht mit Auflagen, etwa in Form von 
Messungen und sonstigen Montioringmaßnahmen oder beim Ausbau mit besonderen 
Sicherungsmaßnahmen begegnet werden kann. 

73	 BVerwGE 74, 315; BVerwG U. v. 29.06.2006, 7 C 11.05
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5.2.2	 Raumordnungsrecht

Die grundsätzliche Pflicht zur Aufstellung von Regionalplänen wurde schon oben be-
schrieben. Hier soll diese Pflicht auf den Untersuchungsgegenstand bezogen noch 
weiter konkretisiert werden.

5.2.2.1	 Pflicht zur Planung für den Klimaschutz

Das Raumordnungsgesetz ist eine ausreichende Grundlage für die notwendige Aus-
weisung von Vorranggebieten für die Wärmenutzung und -speicherung aus dem 
Untergrund. § 2 Abs. 5 S. 1 ROG regelt dazu: 

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit der Böden, des 
Wasserhaushalts, [….] sowie des Klimas einschließlich der jeweiligen Wechsel-
wirkungen zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und 
angemessen, wiederherzustellen. Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des 
Raums sind unter Berücksichtigung seiner ökologischen Funktionen zu gestal-
ten; dabei sind Naturgüter sparsam und schonend in Anspruch zu nehmen, 
Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ In Satz 7 heißt es weiter: „Den 
räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel dienen. Dabei sind die räumlichen 
Voraussetzungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien, für eine sparsame 
Energienutzung sowie für den Erhalt und die Entwicklung natürlicher Senken 
für klimaschädliche Stoffe und für die Einlagerung dieser Stoffe zu schaffen.“

Damit sind alle Güter genannt, die bei der Wärmenutzung und -speicherung abzuwägen 
sind, wobei der eindeutigste Regelungsinhalt dem Grundwasserschutz entspricht. 

In der Umweltprüfung nach § 9 Abs. 1 Satz 3 ROG ist in dem anzufertigenden Um-
weltbericht der gegenwärtige „Wissenstand und die allgemein anerkannten Prüfme-
thoden“ zu berücksichtigen. Damit verbunden ist die Beschreibung der zu treffenden 
„Überwachungsmaßnahmen von der in den Landesplanungsgesetzen genannten 
Stelle“, § 9 Abs. 4 i.V.m. § 11 Abs. 3 ROG.
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Damit steht ein Regelungsinstrument zur Verfügung, das schon jetzt, ohne Gesetzes
änderungen die Ausweisung von Vorranggebieten zulässt oder sogar zwingend erforderlich 
erscheinen lässt. Gesetzlicher Änderungen oder auch nur Klarstellungen bedarf es nicht.

Auch hier ist (wie oben zur Ermessenreduzierung auf Null bei der Einzelgenehmigung 
nach WHG ausgeführt) die Bedeutung des Klimaschutzes so hoch einzuordnen, dass 
eine flächendeckende Ausweisung von Vorhabens- bzw. Vorranggebieten für mög-
liche Nutzungen erfolgen muss, damit die zuständigen Behörden im Einzelfall ohne 
größere Zeitverzögerung Erlaubnisse bzw. Bewilligungen erteilen können.

5.2.2.2	 Ressourcenschutz

Ein weiteres Schutzgut könnte in die Abwägung, ob das Grundwasser und der Boden 
in Anspruch genommen werden können, einbezogen werden müssen.

So ist nicht erst seit Kurzem, sondern grundlegend nicht erst seit den Feststellungen 
des Club of Rome Anfang der siebziger Jahre der Schutz der Ressourcen und hier ins-
besondere der nicht erneuerbaren in den Vordergrund gerückt. Das Bergrecht kennt 
den schonenden Umgang schon seit Jahrhunderten.

Ressource meint „Mittel, das in einem Prozess genutzt wird oder genutzt werden 
kann. Eine Ressource kann materieller oder immaterieller Art sein.“74 Dabei ist die 
erneuerbare Ressource von der nicht erneuerbaren zu unterscheiden. „Ab welchem 
Zeitraum eine Ressource nicht mehr als erneuerbar gilt, ist nicht einheitlich festge-
legt. Die Grenze zwischen „erneuerbar“ und „nicht erneuerbar“ liegt üblicherweise 
zwischen 100 und 1000 Jahren.“75 Folgt man dieser Definition, geht es hier um den 
Ersatz der nicht erneuerbaren Rohstoffe Öl, Gas u.a. zur Wärmeerzeugung durch er-
neuerbare Rohstoffe, wie eben Wärme aus Boden und Grundwasser bzw. deren Spei-
cherung in diesem Bereich.

Rechtlich verankert, etwa in einem Ressourcenschutzrecht, ist das vielfach formu-
lierte Ziel nicht, jedenfalls nicht umfassend. Vielmehr wir dieses entlang der Wert-
schöpfungsketten teilweise geregelt, etwa bei Bauprodukten oder Energieeffizienz im 
Wohnungsbau, wobei dies auf verschiedenen Ebenen vom Gesetz bis zur Normung 
geschieht. Insoweit ist ein konsistentes Ressourcenschutzrecht gefordert, aber nicht 

74	 Umweltbundesamt, Kosmo u.a., Glossar zum Ressourcenschutz, Dessau-Roßlau 2012
75	 Umweltbundesamt, Kosmo u.a., Glossar zum Ressourcenschutz, Dessau-Roßlau 2012
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umgesetzt.76 Die Forschungsansätze zur Schaffung eines Rechts gehen im Wesent
lichen auch davon aus, dass es zum Schutze der Rohstoffe nicht auf Handeln, sondern 
auf Unterlassen ankommt. Es wird hier aber davon ausgegangen, dass in die Abwägung 
auch dieser Aspekt bei der Genehmigungsfähigkeit eines Eingriffs einzubeziehen ist. 
Dies gilt auch dann, wenn der Ressourcenschutz nur indirekt ein Rolle spielt, näm-
lich durch vermiedenen Einsatz von fossilen, also nicht regenerativen Stoffen für die 
Wärmeerzeugung durch den Einsatz regenerativer Energie bzw. durch Speicherung 
regenerativ erzeugter Energie, damit diese überhaupt erst nutzbar gemacht werden 
kann.77

Welche Größenordnungen erreicht werden müssen, damit überhaupt von einem rele-
vanten Beitrag zum Ressourcenschutz ausgegangen werden kann, der die Pflicht zur 
überörtlichen Planung auslöst, ist zur Zeit nicht ersichtlich. Dasselbe gilt für die Ab
wägung, wenn Konkurrenzen um die Nutzung des Bodens oder der darin enthaltenen 
Stoffe, Gase und Flüssigkeiten zu berücksichtigen sind. 

Maßstäbe, wann eine Ressourcennutzung angemessen ist, sind allgemein dafür schon 
im letzten Jahrhundert entwickelt worden. So schlug Schmidt-Bleek 1994 den Faktor 
10 in seinem Konzept zur Dematerialisierung78 (Durchschnittsverbrauch für natürliches 
Material pro Mensch soll von 60 auf 6 Jahrestonnen zurückgehen) und v. Weizsäcker 
und Lovins den Faktor 4 bzw. 5 für die Energie- und Rohstoffproduktivität79  (Durch-
schnittlicher Einsatz von Energie und Stoffen für den heutigen Bezug von Produkten 
und Dienstleistungen soll auf ein Viertel bzw. 20 % sinken) vor. Diese Maßstäbe kön-
nen bei der Entscheidung herangezogen werden, wenn etwa abgewogen wird, ob 
eine Stadt dann entsprechend mit Wärme versorgt werden soll, wenn oberflächen-
nahes Grundwasser unter dieser Stadt entsprechend zur Verfügung steht. In diesem 
Falle wäre schon wegen der Ressourcenschonung und der sowieso gegebenen gleich-
zeitigen CO2-Reduzierung eine hohe Einstufung gegenüber dem Grundwasserschutz 
gegeben. 

Die Pflicht zur Ausweisung von Vorrang- bzw. Vorhabengebieten aus Sicht des Res-
sourcenschutzes wird in solchen Fällen mit Rücksicht auf die Relevanz des erwart-
baren Eingriffes und des Ausmaßes der Boden- und Stoffinanspruchnahme in der 

76	 So z.B. Umweltbundesamt, Positionspapier Ressourcenschutzrecht, Dessau-Roßlau 2015
77	 Umweltbundesamt, Penn-Bressel u.a., Umweltverträgliche Nutzung des Untergrundes und Ressourcenschonung Anforde-

rungen an eine Raumordnung unter Tage und ein modernes Bergrecht, Dessau-Roßlau 2014 
78	 Schmidt-Bleek: Wieviel Umwelt braucht der Mensch - mips, das ökologische Maß für die Wirtschaft, Berlin:, 1994
79	 Weizsäcker, Lovins,: Faktor Vier, München, 1995, Weizsäcker, Hargroves, Smith: Faktor Fünf, München, 2010
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Oberfläche getroffen werden müssen. Diese Abwägungspflicht besteht auch nach 
den Kriterien der UVP-V Bergbau. Die dortigen Maßstäbe betreffen aber regelmäßig 
nicht die Inanspruchnahme durch Wärmegewinnungs- und -speicheranlagen. Pflichten 
zur Regionalplanung mit geringerer Größenordnung sind also, wie beim Klimaschutz, 
aus den allgemein gestiegenen Ansprüchen an Ressourceneinsparung und effizien-
terer Nutzung abzuleiten.80  Wie der Klimaschutz ist der Ressourcenschutz von über-
ragender Bedeutung für die Allgemeinheit. Daher wird hier die Meinung vertreten, 
dass auch aus diesem Aspekt heraus eine entsprechende Entscheidung zugunsten 
der oberflächennahen Speicherung fallen muss bzw. in der Abwägung einen hohen 
Stellenwert hat.

5.2.2.3	 Wärmemanagement, Teil der Daseinsvorsorge

Neben der Genehmigung des Eingriffs kommt angesichts der steigenden Komplexität 
an die Energieversorgungssysteme noch ein weiterer Aspekt im Rahmen der Geneh-
migung in Betracht. Die Systeme müssen steuerbar sein und zwar auch fernsteuerbar. 
Dadurch ist zu gewährleisten, dass sie in ein größeres Energienetzwerk eingebunden 
werden kann. Diese Netzwerke gibt es zwar jetzt auch schon. In Zukunft wird aber 
die Steuerung von Erzeugung, Speichern und Verbrauch immer höhere Bedeutung 
zukommen. Dies gilt gerade auch im Verteilnetzbereich, da hier die regenerativen 
Erzeugungsanlagen, zusammen mit Speichern, die höchste Effizienz erreichen und 
besonders netzdienlich auf das Stromverteilnetz wirken. Hinzu kommt, dass Wärme-
anlagen möglichst nah am Verbraucher positioniert werden müssen. Damit ist mit 
der Genehmigung zugunsten eines Klima- und Ressourcenschutzes als Auflage vor-
zusehen, dass eine Einbindung oder, bei größeren Vorhaben, die in der Regel die 
hier behandelten oberflächennahen Speicher darstellen, der Aufbau eines Wärme-/
Kühlungsmanagementsystem in der jeweiligen Region eingerichtet wird, welches die 
Einzelanlagen in einem die Effizienz erhöhenden Steuerungssystem erfasst.

80	 Fraglich ist weiterhin, ob die neuen Landesplanungsgesetze, bzw. deren Änderung zukünftig andere Betrachtungen mög-
lich machen. Beispielsweise ist hier das Gesetz zur Änderung des Landesplanungsgesetzes, Drs. 18/4590 (neu) des Landes 
Schleswig-Holstein anzuführen. Bei der aktuellen Situation geht es meist um Großvorhaben zugunsten von regenerativen 
Erzeugungsanlagen im Außenbereich und die Anhörungsrechte und Beteiligungsrechte der betroffenen Bürger, aber auch 
Trägern öffentlicher Belange wie die Kommunen. Hier zeigt sich beispielhaft, wie zwischen Klimaschutz und anderen 
Belangen zur Zeit abwogen und durch entsprechende gesetzliche Anpassungen Klarheit geschaffen werden soll.
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Die Zuständigkeit für die Einrichtung ergibt sich daraus, dass Wärmeversorgung Teil 
der Energieversorgung und damit Bestandteil der Daseinsvorsorge ist.81

Darunter fallen nämlich 
„z.B. die Versorgung mit Strom, Gas, Wasser und Wärme sowie die Abfall- 
und Abwasserentsorgung.“82

Der VGH Mannheim führt zum Begriff der Daseinsvorsorge Folgendes aus:
„Nach der Vorstellung des Gesetzgebers ist der Begriff relativ weit zu verstehen 
und umfasst nicht nur die klassischen Versorgungs- und Entsorgungsbereiche 
wie die Wasser- und Energieversorgung, die Abfallentsorgung und die Ab-
wasserbeseitigung.“83

Damit ist die Steuerung durch die für die Daseinsvorsorge verantwortlichen Institutionen, 
in der Regel auf Grund des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden, Art 28 GG, durch 
Stadtwerke durchzuführen.

Fazit: Ist eine ressourcen- und klimaschonende Inanspruchnahme der Grundwassers 
oder entsprechender Bodenschichten mit Porenwasser in regional relevantem größerem 
Zusammenhang möglich, besteht eine Pflicht zur Regionalplanung mit der Ausweisung 
von Vorhabens- oder Vorranggebieten zu einer entsprechenden Nutzung. Wegen der 
hohen Bedeutung stellt sie einen originären Teil der räumlichen Gesamtplanung und 
–abwägung dar (Primärintegration). Sie ist damit vorrangig vor den zu integrierenden 
Fachplanungen (Sekundärintegration) in der Abwägung zu beachten.84

5.2.3	 Verfassungsrecht und sonstiges übergeordnetes Recht

Abschließend soll nochmals das übergeordnete Recht in Hinsicht darauf dargestellt 
werden, dass, egal ob man der oben skizzierten Rechtslage zur nahezu gebundenen 
Verwaltung im Einzelfall und im Planungsrecht folgt, Klimaschutz von so hoher Bedeu-
tung ist, dass es systematisch bei der Ermessensausübung mit einer hohen Wertigkeit 
zu berücksichtigen ist, auch wenn etwa andere Regelungen aus der Historie heraus 
umfassender und damit als höherwertiger, wie bisher der Grundwasserschutz, galten.

81	 Bauer u.a., Kommentar zum Kommunalrecht Bayern, Art. 87 GO, Rn 37.
82	 z.B. OVG Schleswig, Urteil v. 11. Juli 2013 – 2 LB 32/12, Rn 91 (nach juris).
83	 VGH Mannheim, Urteil v. 5.11.2014 – 1 S 2333/13, NVwZ-RR 2015, 307, 309.
84	 S. Lütkes/Ewer, BNatSchG, 2011, § 10 Rn 10f., Vorbem. zu §§ 8-12 Rn 24ff (neue Quelle suchen),  s.a. allg. Bödecker ua, 

Nutzungen im Untergrund vorsorgend steuern – für eine Raumordnung des Untergrundes
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5.2.3.1	 Internationale Abkommen

Deutschland hat sich international insbesondere zur CO2-Reduzierung nach dem Kyoto- 
Protokoll  (2008 bis 2012) in zwei Verpflichtungsperioden bis 2020 verpflichtet. Dieses 
hat für die Verwaltung keine direkte Bindungswirkung. Jedoch wurde in verschie-
densten gesetzlichen Formen und mit verschiedensten Instrumenten (Anreizsysteme, 
Verbote, Förderung usw.) versucht, dieses und andere Ziele zum Umweltschutz, der 
– zumindest insoweit – Klima- und Ressourcenschutz einschließt, zu erreichen. 

5.2.3.2	 Verfassungsrecht

Diese grundsätzliche Pflicht zum Schutz der Umwelt findet sich auch explizit in  
Art 20 a des Grundgesetzes. Dem ist die Bundesrepublik Deutschland durch Konkre-
tisierung in verschiedenen Gesetzen nachgekommen ist (siehe dazu auch im Kapi-
tel Status Recht). Zum nationalen Energie- und Klimaschutzrecht gehören zumindest 
das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz, das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz, das 
Erneuerbare-Energien-Gesetz, das Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz sowie das 
Energiewirtschaftsgesetz.

5.2.3.3	 Recht der Europäischen Union

Deutschland ist auch zur Umsetzung von EU-Vorgaben verpflichtet. So adressiert  
Art. 13 Abs. 3 Erneuerbare Energien Richtlinie 2009/28/EG direkt an alle Akteure:

„Die Mitgliedstaaten empfehlen allen Akteuren, insbesondere lokalen und 
regionalen Verwaltungsstellen, sicherzustellen, dass bei der Planung, dem 
Entwurf, dem Bau und der Renovierung von Industrie- oder Wohngebieten 
die Installation von Anlagen und Systemen für die Nutzung von Elektrizität, 
Wärme und Kälte aus erneuerbaren Energiequellen und für Fernwärme und 
-kälte vorgesehen wird. Insbesondere ermutigen die Mitgliedstaaten lokale und 
regionale Verwaltungsstellen, Wärme und Kälte aus erneuerbaren Energie
quellen, soweit angemessen, in die Planung der städtischen Infrastruktur 
einzubeziehen.“ 

Dies wurde in der Überarbeitung der oben genannten Richtlinie durch die (neuen) 
Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, RICHTLINIE (EU) 
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2018/2001, beschlossen am 11.24.2018 und in Kraft ab dem 24.12.2019, dahin
gehend verschärft, dass es jetzt in Art 15 Abs. 3 heißt:

„Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass ihre zuständigen Behörden auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene bei der Planung, auch bei der früh-
zeitigen Raumplanung, beim Entwurf, beim Bau und bei der Renovierung 
von städtischer Infrastruktur, Industrie-, Gewerbe- oder Wohngebieten und 
Energieinfrastruktur, einschließlich Netzen für Elektrizität, Fernwärme und 
-kälte sowie Erdgas und alternative Kraftstoffe, Vorschriften für die Integration 
und den Einsatz von erneuerbarer Energie, auch für die Eigenversorgung mit 
erneuerbarer Elektrizität und Erneuerbare-Energie- Gemeinschaften sowie die 
Nutzung unvermeidbarer Abwärme und -kälte, vorsehen. Die Mitgliedstaaten 
halten insbesondere lokale und regionale Verwaltungsstellen dazu an, Wärme 
und Kälte aus erneuerbaren Quellen, soweit angemessen, in die Planung 
der städtischen Infrastruktur einzubeziehen und sich mit den Netzbetreibern 
abzustimmen, damit berücksichtigt wird, wie sich Energieeffizienz- und 
Laststeuerungsprogramme sowie bestimmte Vorschriften auf die Eigenversor-
gung mit erneuerbarer Elektrizität und Erneuerbare-Energie-Gemeinschaften 
sowie auf die Pläne der Betreiber für den Ausbau der Infrastruktur auswir-
ken.“

Diese Verschärfung europäischer Vorgaben verdeutlicht bereits, dass auch einen 
Willen des europäischen Regelungsgebers besteht, das Entwicklungspotential der 
oberflächennahen Geothermie auszuschöpfen.

5.2.3.4	 Sonstige nationale Regelungen, „Energiewende“

In Deutschland können des Weiteren die politischen und damit letztendlich rechtlichen 
Vorgaben unter dem Begriff  der „Energiewende“ zusammengefasst werden. Erfasst 
werden Strom, Verkehr und Wärme, wobei die beiden Säulen der Energieeffizienz 
und der Ausbau erneuerbarer Energien maßgeblich sein sollen.85 Die Energiewende ist 
jedoch kein eigener Rechtskreis. Dies wäre nur der Fall, wenn darunter das seit Jahr-
zehnten angestrebte Umweltgesetzbuch die verschiedenen Regeln zusammenfasste 
und einen eigenständigen Regelungscharakter erhalten würde. 

85	 BMWi, Erster Fortschrittsbericht zur Energiewende, S. 5
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Verschiedene Zielstellungen wurden unter dem Begriff der Energiewende  in der Ver-
gangenheit formuliert. Auf das „Nationale Klimaschutzprogramm 2000“ folgte 
das „Nationale Klimaschutzprogramm 2005“, das jedoch nur bis zum Jahr 2012 
reichte.86 Es folgte schließlich das „Integrierte Energie- und Klimaprogramm 
(IEKP) 2007“ und das „Energiekonzept 2010“, welches sich durch seinen langfristigen 
Ausblick bis in das Jahr 2050 auszeichnet.87 Demnach wird Folgendes angestrebt:

„Bis 2020 soll der Primärenergieverbrauch gegenüber 2008 um 20% und bis 
2050 um 50% sinken. Das erfordert pro Jahr eine Steigerung der Energie
produktivität um durchschnittlich 2,1 % bezogen auf den Endenergiever-
brauch. Wir streben an, bis 2020 den Stromverbrauch gegenüber 2008 in 
einer Größenordnung von 10% und bis 2050 von 25% zu vermindern.“88

In Bezug auf den Bereich der Gebäude wurde folgendes formuliert:
„Unser zentrales Ziel ist es deshalb, den Wärmebedarf des Gebäudebestandes lang
fristig mit dem Ziel zu senken, bis 2050 nahezu einen klimaneutralen Gebäudebestand 
zu haben. Klimaneutral heißt, dass die Gebäude nur noch einen sehr geringen Energie-
bedarf aufweisen und der verbleibende Energiebedarf überwiegend durch erneuerbare 
Energien gedeckt wird. Dafür ist die Verdopplung der energetischen Sanierungsrate von 
jährlich etwa 1 % auf 2 % erforderlich. (…) Darüber hinaus streben wir bis 2050 eine 
Minderung des Primärenergiebedarfs in der Größenordnung von 80 % an.“89

Rein rechnerisch würde bei einer Sanierungsrate von 2 % jedes Gebäude bis 2050 
einmal saniert werden.90

Laut Koalitionsvertrag vom März 2018 soll der Wärmemarkt eine maßgebliche 
Rolle bei der Energiewende spielen.91

„Wir wollen für die Erreichung der Klimaziele und zur Beschleunigung der 
Energiewende im Wärmesektor die Energieeffizienz und den Einsatz Erneuer-
barer Energien im Gebäudebereich weiter voranbringen. Dabei gelten für uns 
weiterhin die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit, der Technologieoffenheit, 

86	 Nationales Klimaschutzprogramm  2000, BT-Drucksache 14/4729, S. 5; Nationales Klimaschutzprogramm 2005, S. 5.
87	 Energiekonzept 2010, S. 3
88	 Energiekonzept 2010, S. 5
89	 Energiekonzept 2010, S. 27
90	 ECONSTOR, ZBW, Research Report, Wohngebäudesanierung, 2011, S. 3.
91	 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 19. Legislaturperiode, S. 114.
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der Vereinfachung sowie der Freiwilligkeit.  Die  anzustrebenden  CO²-Einsparungen  
können  auch  auf  Quartiersebene bilanziert werden.“

In der „Energieeffizienzstrategie Gebäude“ (ESG) vom November 2015 wurden 
die zuvor gesteckten Ziele für den Gebäudesektor aufgegriffen und weiterverfolgt.92

5.2.3.5	 Direkte Verbindlichkeit für Verwaltung und Gerichte 

Alle zuvor beschriebenen Regelungen scheinen also, wenn sie überhaupt einen ver-
bindlichen Inhalt haben, nicht direkt beim Handeln der Verwaltung anwendbar. 

Fraglich ist aber, ob die Normen und Zielvorgaben nicht doch auch ein aktives Tun 
erfordern und ermöglichen. 

Für die Raumordnungsplanung ist dies gezeigt worden. Sie soll vorausschauend Ge-
biete überplanen und so den Entwicklungswillen einzelner oder von Unternehmen 
und Gebietskörperschaften in geordnete Bahnen zwingen. Die vorausschauende Fest-
legung von Nutzungsarten in Vorrang- oder Vorhabengebieten zeigt auf, was grund-
sätzlich möglich ist oder bevorzugt genehmigt wird, weil – in Bezug auf das hier 
gegebene Thema - ein hohes Klima- und Ressourcenschutzpotential besteht, welches 
auch das Interesse an Boden- und Grundwasserschutz überwiegt.

Nach dem Wortlaut des Art. 20a GG schützt der Staat

„auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen 
Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ord-
nung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht 
durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung“.

Die herrschende Meinung geht davon aus, dass der Klimaschutz ein von Art. 20a GG um-
fasstes Rechtsgut ist.93 Abgestellt wird dabei auf den Begriff der „natürliche Lebens
grundlagen“.94 Bereits aus den Schutzgütern des UVPG ergibt sich, dass das Klima 
ein solches Schutzgut ist.95 Unter die Einordnung als „natürliche Lebensgrundlagen“ 

92	 BMWi, ESG Langfassung, S. 9 ff.
93	 BVerwGE 125, 68, Rn 14, 18 (nach juris); Groß, NVwZ 2011, 129, 130, 132; Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 37; 

Huster/Rux in BeckOK, Art. 20a GG, Rn 13; Kahl, ZUR 2010, 395, 399; Longo, Energieversorgung, S. 181 ff.
94	 Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 36.
95	 Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 36.
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fallen auch die Atmosphäre und insofern auch das Klima.96

Dabei wird Klima i.S.d. Art. 20 a GG nicht nur als ein örtlich begrenztes Klima verstanden, 
denn eine nur örtlich bewirkte Reduzierung von Treibhausgasen hat regelmäßig keinen 
messbaren Einfluss auf das regionale Klima. Weitgehend unstreitig ist, dass die Treib-
hausgasemissionen ein globales Problem darstellen.

Für einen Anschluss- und Benutzungszwang von Fernwärmeversorgung hat das BVerwG 
bereits 2006 entscheiden, dass eine globale Betrachtung vorgenommen werden müs-
se.97 Die Regelung des § 16 EEWärmeG im Jahr 2009 hat dies schließlich auf Gesetzes
ebene klargestellt.98

Wie Art. 20 a GG zeigt, schützt der Staat die Lebensgrundlagen „auch in Verant-
wortung für die künftigen Generationen“. Er unterliegt folglich dem Nachhaltigkeits
prinzip und ist folglich verpflichtet, auch aktiv an einer Reduzierung der Treibhaus
gasemissionen mitzuwirken.
Das BVerfG hat im Rahmen einer Entscheidung über das ZuG 200799 dazu Folgendes 
ausgeführt:100

„§ 12 ZuG 2007 hat den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen im Blick, 
indem er mit Rücksicht auf frühzeitige Emissionsminderungen nachhaltige 
Reduktionen beim Treibhausgasausstoß honoriert. Insoweit wird die ange-
griffene Vorschrift dem Verfassungsauftrag aus Art. 20 a GG in besonderem 
Maße gerecht. Auf der anderen Seite ist der Gesetzgeber gerade in Bezug 
auf das Nachhaltigkeitsprinzip gehalten, weitere Reduktionen beim Treib-
hausgasausstoß zu erreichen.“

Zunächst wird hierbei die Auffassung des BVerfG deutlich, dass Art. 20 a GG die 
aktive Reduzierung von Treibhausgasemissionen verlangt. Zudem wird klar, dass das 
BVerfG für das Erreichen dieser Ziele den Gesetzgeber in der Pflicht sieht. Er ist auch 
nach der Norm primärer Adressat des Handlungsauftrages.101 Die Verwaltung und die 

96	 Groß, NVwZ 2011, 129, 130.
97	 BVerwGE 125, 68, Rn 15.
98	 Wustlich in: Danner/Theobald, Energierecht, § 16 EEWärmeG, Rn 1, 2.
99	 Gesetz über den nationalen Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsberechtigungen in der Zuteilungsperiode  

2005 bis 2007.
100	 BVerfGE 118, 79, Rn 110 (nach juris).
101	 Huster/Rux in BeckOK, Art. 20a GG, Rn 35.
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Justiz sind schließlich regelmäßig auf das Bestehen von Gesetzen angewiesen.102 Sie 
werden auch ausdrücklich „nach Maßgabe von Gesetz und Recht“ i.S.v. Art. 20 a GG 
verpflichtet103, was sowohl für die Bundes- wie für die Landesebene gilt.104

Im Ergebnis nimmt also die Staatszielbestimmung105 in Art. 20 a GG bei der Verfol-
gung des (globalen) Klimaschutzes die nationalen Adressaten, also die Gesetzgebung, 
die Justiz und die Verwaltung in die Pflicht. Eine große Bedeutung hat die Staats-
zielbestimmung deshalb bei der Gesetzesanwendung durch die Verwaltung, z.B. bei 
der Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe, bei Ermessenentscheidungen sowie bei 
Abwägungsentscheidungen. Zudem müssen die verschiedenen Behörden auf jeder 
Verwaltungsebene die Staatszielbestimmung dergestalt beachten, dass sie im Rahmen 
der gesetzlichen Möglichkeiten aktiv zu deren Förderung beitragen.

102	 Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 54 ff.
103	 Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 53 ff.
104	 Scholz in Maunz/Dürig, Art. 20a GG, Rn 46.
105	 BVerfGE 118, 79, Rn 50, 59 (nach juris); BVerwGE 125, 68, Rn 8, 19 (nach juris); Huster/Rux in BeckOK, Art. 20a GG, Rn 7, 

8, 43; Herrmann/Sanden/Schomerus/Schulze, ZUR 2012, 523, 525; Longo, Energieversorgung, S. 180
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6	 Fazit

Vom Wortlaut her ist der überwiegenden Anzahl der Regeln und den Zielen gemein-
sam, dass es zunächst nur um die Abwehr von Einflüssen auf die Umwelt geht (s. z.B. 
Begriffe wie “Schutz“, „Verminderung“). Auf den hier betrachteten Untersuchungs-
gegenstand bezogen, bedeutet das also, dass der Eingriff in das Grundwasser grund-
sätzlich verhindert wird. 

Die Auswirkungen der Umweltverschmutzung, das weitere Anwachsen der Treibhaus-
gasimmissionen, die Bodenerosionen usw. verlangen aber schon seit längerem ein aktives 
Tun. Für ein aktives Tun fehlt es somit tendenziell an einer entsprechenden Ausrich-
tung, was auch in der Praxis der Verwaltung seinen Ausdruck findet. Folge ist, dass 
mehr abgewartet als aktiv geplant wird, um den Umweltschutz voranzubringen. Das 
heißt, dass auf einen Antrag eines Antragstellers gewartet wird, der z.B. die Wärme
energie unter seinem Grundstück für Wärmezwecke nutzen will. Entschließt sich 
jemand zum Handeln, so werden hohe Anforderungen gestellt oder Techniken schon 
ohne genaue Betrachtung verboten (s. z.B. Fracking, CO2 –Speicherung in porösen 
Sandsteinformationen (in der Öffentlichkeit oft als Kavernen bezeichnet).

Gezeigt wurde aber, dass, da Art 20 a GG auch die künftigen Generationen einbe-
zieht, der Schutz nur ausreichend ist, wenn er Verbesserungen anstrebt, die die jetzige 
Lage so verändert, dass auch unvorhergesehene Ereignisse nicht dazu führen, dass die 
Umwelt doch über das jetzige Maß hinaus nachhaltig verschlechtert wird. Insoweit ist 
z.B. angesichts der Klimaerwärmung, die schon jetzt das allgemein zulässige Maß zu 
überschreiten droht, aktives Handeln des Staates erforderlich. 

Eine vorausschauende Regionalplanung zugunsten von ressourcen- und klima-
schutzwirkender oberflächennaher Boden- und Grundwassernutzung für Wärme
gewinnung-, und -speicherung und Kühlung vor dem Hintergrund der Möglichkeiten 
von Wissenschaft und Technik ist daher aus dem Grundgesetz direkt ableitbar und 
verpflichtet Verwaltung, Gesetzgebung und Rechtsprechung. Im Abwägungsprozess, 
auch bei der Einzelfallentscheidung der Verwaltung, ist der Schutz des Grundwas-
sers nicht mehr als sozusagen absolut zu sehen. Grundwasser wird auf Grund der 
neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse oftmals nicht beeinträchtigt, insbesondere 
wenn man entsprechende Voruntersuchungen und dauerhafte Beobachtungsmittel 
nutzt. Selbst bei Veränderungen wird in der Regel zugunsten des Klimas als in seiner 
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Bedeutung steigenden Schutzgutes entschieden werden müssen, wenn damit eine 
wesentliche Verringerung klimaschädlicher Emissionen verbunden ist. Wie gezeigt, ist 
das für die oberflächennahe Geothermie der Fall. Für diese ist gegenüber dem Grund-
wassereingriff im Einzelfall zu entscheiden und für diese müssen regionale Planungen 
in ganz Deutschland Gebiete festschreiben. Diese Festschreibungen sind am besten 
verbunden mit entsprechenden Voruntersuchungen, die das Einzelvorhaben von den 
Kosten der anlagenspezifischen Untersuchung in Bezug auf die Grundwasserbenut-
zung möglichst weitgehend entlasten.

Geklärt werden muss auch, ob man bei der Abwägung im Einzelfall oder auch bei 
der mehr summarischen Planfestlegung berücksichtigen muss bzw. zugunsten einer 
Genehmigung von oberflächennaher Speicherung berücksichtigen kann, dass Vor-
belastungen bestehen und dass schon heute die Erwärmung des Bodens und damit 
des Grundwassers gerade im städtischen Bereich ohne jegliche Kontrolle erfolgt und 
weiter zunehmen wird. So ist z.B. an die Verlegung von Energieleitungen zu denken, 
die gerade im Strombereich eine erhebliche Aufwärmung nach sich ziehen. Bei den 
jetzt geplanten erdverlegten Leitungen werden bis zu 80 Grad Celsius erreicht. Aber 
auch die teileweise zig-metertiefen Gründungen für Gebäude (besonders an Gewäs-
sern und in Feuchtgebieten) oder für die bewusste Kühlung erwärmen den Boden. 
Zu klären ist weiter, ob bei der Abwägung berücksichtigt werden kann, dass etwa die 
oberflächennahe Speicherung auch zur Kühlung insgesamt diesem Effekt entgegen
wirkt und dadurch auf Dauer gesehen, die eventuell zeitlich nicht genehmigungs
fähigen Eingriffe durch eine Langzeitbetrachtung kompensieren. Darüber hinaus stellt 
sich die Frage für die Verwaltungspraxis, ob der Eingriff in das Grundwasser und den 
Boden für die Wärmespeicherung auch dadurch gerechtfertigt werden kann, dass 
andere Wärmeerzeugungstechniken zur Wärmeversorgung wie Ölheizung, Kohlever-
brennung, aber auch zur Verstromung für Stromheizungen u. a. viel klimaschädlicher 
und eventuell boden- und grundwassergefährdender sind (Ölleckagen) als die ober-
flächennahe Speicherung von Wärme. Hierzu müssen sicherlich noch weitere wissen-
schaftliche Erkenntnisse folgen, die in die Verwaltungspraxis dann umgehend Eingang 
finden müssen.

Letztere Betrachtung beiseitegelassen zwingt jedenfalls die – auch durch neueste 
wissenschaftliche Erkenntnisse vornehmlich in Bezug auf Grundwasserveränderungen 
und Klimaschutz – gewandelte, aber schon jetzt gültige Rechtslage zum Handeln, worauf 
auch die Beschlüsse der UN-Siedlungskonferenz Habitat III von 2016 hinweisen. Darin 
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geht es bekanntlich darum, dass Städte gegenüber nationalen Regierungen gestärkt 
werden, um gerade den Anforderungen an den Schutz der Natur in den Städten und 
den Minderungszielen bezüglich des gigantischen Energie- und Ressourcenverbrauchs 
der Städte gerecht zu werden. Und um die großstädtische Versorgung und deren 
Kleinklima wird es zuvorderst erst einmal gehen. Dafür bietet die oberflächennahe 
Speicherung von Wärme auch zur Kühlung, möglichst eingebunden und gesteuert 
in einem stadtspezifischen Wärmemanagentssystem eine gesetzeskonforme Möglich-
keit.
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Abbildung 1: Gegenüberstellung der Temperaturamplituden bei oberflächennahen 
geothermischen Anlagen aus rechtlichen Vorgaben, technischen Regeln und bekann-
ter Literatur, aus: Auswirkungen thermischer Veränderungen infolge der Nutzung 
oberflächennaher Geothermie auf die Beschaffenheit des Grundwassers und seiner 
Lebensgemeinschaften – Empfehlungen für eine umweltverträgliche Nutzung, 2014, 
Griebler, Kellermann u. a. 2014, S. 4

Abbildung 2: Organigramm Rechtliche Regelungen zur oberflächennahen Geother-
mie in Deutschland 

Abbildung 3: Zielkonflikte, Forschungsprojekt  Angus +, Symposium Strategien zur 
Boden- und Grundwasseruntersuchung 23.-24.11.2016
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